
von Sandra Radue
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 

im Vorfeld unserer Jahreshauptver-
sammlung blicken auch wir in der 
SPD Erlangen auf ein herausfor-
derndes Jahr zurück. Unter dem Ein-
druck von immer neuen Krisen wie 
der Klimakrise aber auch dem Krieg 
in der Ukraine, dem Terrorangriff der 
Hamas in Israel und dem Krieg im 
Gaza-Streifen verspüren viele Men-
schen Verunsicherung und Angst. 
Ein Erstarken der AfD und ein im-
mer unverfroreneres Auftreten von 
Rechtsextremisten, die über die „Re-
migration“ faseln und unsere offe-
ne und demokratische Gesellschaft 
abschaffen wollen, erschreckt. Viele 
und hat zuletzt dazu geführt, dass 
Demonstrationen gegen Rechts gro-
ßen Zuspruch erfahren haben. Aber 
der Ton der demokratischen Ausein-
andersetzung ist rauer geworden. 

GEmeinsam für eine soziale und gerechte Politik

Wenn wir auf die Rahmenbedin-
gungen blicken, unter denen wir in 
Erlangen Politik gestalten, müssen 
wir feststellen, dass die von Olaf 
Scholz geführte Bundesregierung 
von vielen als inkompetent und zer-
stritten wahrgenommen wird. Und 
dies, obwohl viele Projekte aus dem 
Wahlprogramm und dem folgenden 
Koalitionsvertrag durchaus erfolg-

reich umgesetzt werden konnten. 
Besonders Maßnahmen gegen den 
Klimawandel, der Ausbau regene-
rativer Energien und erste Schritte 
hin zur Verkehrswende werden von 
der Opposition torpediert und sehr 
aggressiv bekämpft. Das neueste 
Beispiel für diese Blockade-Haltung 
sehen wir gerade beim „Wachstum-
Chancen-Paket“, das im Bunderrat 
vor allem durch CDU und CSU abge-
lehnt wird, obwohl es doch dazu die-
nen soll, die Wirtschaft in Zeiten von 
Inflation und drohender Rezession 
zu entlasten. Gerade in Zeiten, in de-
nen die Bürger*innen verunsichert 
in die Zukunft blicken, würde es ver-
antwortungsvollen Politiker*innen 
gut anstehen, die Sachauseinander-
setzung zu suchen und nicht mit Po-
lemik und Stammtischparolen den 
rechten Brandstiftern den Rang ab-
zulaufen – selbst wenn man in der 
Opposition ist. 

Sandra Radue, 
Stadträtin und Vorständin der  
Erlanger SPD

Bundespolitik zu Gast in Erlangen: Kevin 
Kühnert im Jahr 2023 
Foto: Privat
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Termine

SPD-Stadtratsfraktion Erlangen

Vorsitzender:
Dr. Philipp Dees

Geschäftsführerin:
Katja Rabold-Knitter

Rathausplatz 1
91052 Erlangen

Telefon: 09131 86-2225
Mail:
spd.fraktion@stadt.erlangen.de

Bürozeiten

Mo  09:00 - 13:00 Uhr

Di  09:00 - 13:00 Uhr

Mi  geschlossen

Do  09:00 - 13:00 Uhr

Fr  geschlossen

kontakt

SPD-Kreisverband Erlangen-Stadt

Vorsitzende:
Munib Agha & Sandra Radue

Geschäftsführer:
Fynn Geifes
Friedrich-List-Str. 5
91054 Erlangen

Telefon: 09131 812 65-22
Telefax: 09131 812 65-13
Mail: buero@spd-erlangen.de
Internet: spd-erlangen.de

Bankverbindung:
Sparkasse Erlangen
IBAN DE82 7635 0000 0000 0120 05

Bürozeiten: 

Mo  08:00 - 11:30 Uhr

Di  08:00 - 11:30 Uhr

Mi  geschlossen

Do  17:00 - 19:00 Uhr

Fr  geschlossen
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05.03. 19:00 Distrikt West:  Gasthof Güthlein,  S. 21 
  Veranstaltung mit Florian Janik Dorfstraße 14

06.03. 19:30 Distrikt Tennenlohe: Distriktsitzung Gasthaus „Zum Schloss“,  S. 23 
   Schlossgasse 7

06.03. 20:00 Distrikt Eltersdorf: Distriktsitzung Konrad-Haußner-Str. 20 S. 24

09.03. 11:00 SPD-Frauenempfang mit Katarina Barley E-Werk – Clubbühne S. 28

12.03. 19:30 Juso-Sitzung August-Bebel-Haus S. 25

13.03. 15:00 AG 60+ Thalermühle S. 27

14.03. 20:00 Jahreshauptversammlung Turnerbund, Spardorfer Str. 79 S. 17

19.03. 19:00  Distrikt Ost: Distriktsitzung Pizzeria Romano,  S. 25 
   Schronfeld 74

20.03. 20:00  Distrikt Süd: Distriktsitzung Biergarten Röthelheim, S. 25 
   Am Röthelheim 40c

22.03. 20:30 Vortrag von Frank Lothar Krawolitzki TDS-Vereinsräume,  S. 13 
   Michael-Vogel-Straße 1d

24.03.  Redaktionsschluss Monatsspiegel  S. 4

26.03. 19:30 Juso-Sitzung August-Bebel-Haus S. 25
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Leider hat dies im Landtagswahl-
kampf, den wir auch in Erlangen auf 
verlorenem Posten gekämpft ha-
ben, verfangen. Söder und Aiwanger 
wurden nicht müde, einerseits die 
Bundesregierung als „schlechteste 
Regierung aller Zeiten“ zu geißeln, 
anderseits sich selbst als alleinige 
Wahrer des „Guten und Schönen“ 
hinzustellen. Die Bayern SPD konn-
te dem wenig entgegensetzen, eine 
Aufarbeitung der Fehler und ver-
passten Chancen dieses Wahlkamp-
fes ist im Gang und wir erwarten 
die Schlussfolgerungen daraus ge-
spannt. 

So erscheint auf den ersten Blick 
die kommunale Ebene als erfreu-
licher Kontrast, da hier die Zusam-
menarbeit mit der CSU in der Regel 
konstruktiv und zum Wohl der Stadt 
verläuft. Im kommenden StUB-Ent-
scheid wird nun deutlich, was wir 
als SPD als einzige Kraft in Erlan-
gen im Blick haben: Unsere Stadt 
für kommende Herausforderungen 
zukunftsfähig aufzustellen, indem 
wir unseren Wirtschaftsstandort 
stärken, für leistungsfähigen und 
ökologische Mobilität sorgen und 
dabei den Zusammenhalt und den 
sozialen Frieden in der Stadt im 
Blick haben. Folgende Projekte sind 
daher unsere Herzensanliegen: Der 
kostenlose Innenstadtbereich für 
Busse, neue Buslinien, das 19-Euro-
Deutschland-Ticker für Erlangen-
Pass-Inhaber*innen und die Aus-
weitung zum Erlangen Pass+. Wir 

zeigen klare Kante gegen Rechts, 
investieren in Bildung und Kinder-
betreuung und bringen ein queeres 
Jugendzentrum auf den Weg. Un-
ser Oberbürgermeister und unsere 
SPD Stadtratsfraktion arbeiten un-
ermüdlich an diesen Projekten und 
dies haben wir auch im vergange-
nen Jahr mit unserer Halbzeitbilanz 
gezeigt. 

Für die Zukunft stehen wir vor gro-
ßen Herausforderungen: Der kom-
menden StUB-Entscheid muss die 
ökologische Verkehrswende voran-
bringen und den Wissenschafts- 
und Wirtschaftsstandort zu stär-
ken. Dies ist kein Selbstläufer und 
erfordert finanzielle und personelle 
Ressourcen. Wir machen uns be-
reit für die Kommunalwahl 2026, 
bei der wir wieder Florian Janik als 
Oberbürgermeister und die SPD als 
starke Fraktion ins Rathaus bringen 
wollen. Dafür wollen wir die Planun-
gen noch in diesem Jahr starten und 
auch den Programmprozess begin-
nen. 

Zudem sind wir vor Ort angehalten, 
die Politik der Bundesebene näher 
an die Menschen zu bringen. So wie 
wir bereits im vergangenen Jahr mit 
Matthias Miersch, Carmen Wegge, 
Carolin Wagner, Kevin Kühnert und 
Rolf Mützenich Abgeordnete aus 
dem Bundestag zu verschiedenen 
Fachthemen („Heizungsgesetz“, 
§219 a, prekäre Beschäftigung an 

der Uni, Gewalt gegen Frauen, De-
mokratie stärken in der Krise) in Er-
langen zu Besuch hatten, werden 
wir weiterhin Veranstaltungsforma-
ten anbieten, in denen die mitunter 
komplexen Gesetzesvorhaben er-
klärt und diskutiert werden können. 
Und nachdem die CSU ihren direkt 
gewählten Bundestagsabgeordne-
ten an die Wirtschaft „verloren“ hat, 
wird deutlich, dass Martina als Küm-
merin vor Ort in Zukunft eine noch 
wichtigere Rolle einnehmen kann. 
Zudem wird es für uns auch weiter-
hin ein Anliegen sein, mit den ver-
schiedenen Initiativen der Stadt-
gesellschaft im Dialog zu sein und 
auch auf Veranstaltungen und De-
mos zu unterstützen. Dies ist im ver-
gangenen Jahr besonders umfang-
reich gelungen (Teilnahme an der 
Sozialmeile, der Demo zu „Viel Lärm 
um Kidz“, bei „One Billion Rising, De-
mos für den Frieden, Demos gegen 
Rechts und Aktionen zum Equal Pay 
Day) – dies wollen wir im kommen-
den Jahr fortsetzen. 

Wir machen deutlich, dass die SPD 
in Erlangen für eine fortschrittli-
che und soziale Politik steht. Dafür 
steht der Vorstand der SPD Erlangen 
ebenso wie die Fraktion im Rathaus. 
Unser Fraktionsvorsitzender Philipp 
Dees hat daher seine Haushaltsrede 
2024 unter das Motto „Zukunft und 
Zusammenhalt“ gestellt. Lasst uns 
gemeinsam daran arbeiten, dass wir 
dieses Versprechen auch in Zukunft 
einlösen können. 

Gute Laune bei Bürgerbrunch 
Foto: privat 

Querer Infostand 
Foto: privat 

Plakatständer für den Wahlkampf 
Foto: privat 
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Wir gratulieren* zum GeburtstaG  &

wünschen euch für euer nächstes

Lebensjahr alles gute!

04.03. Kurt Bruns 
81 Jahre

04.03. Reinhilt Häusler 
80 Jahre

05.03. Bernhard Stehle 
73 Jahre

06.03. Wolfgang Mai 
65 Jahre

07.03. Emmi Foldenauer 
84 Jahre

09.03. Christoph Isepp 
50 Jahre

*Den Mitgliedern unserer Partei gratulieren wir zum 50., 60. & 65. Geburtstag sowie ab dem 70. Lebensjahr im Monatsspiegel

10.03. Gerd Schmidt 
65 Jahre

10.03. Klaus Lechner 
74 Jahre

15.03. Munib Agha 
35 Jahre

16.03. Anke Peters 
81 Jahre

22.03. Rainer Böhm 
77 Jahre

22.03. Wilhelm Böhm 
73 Jahre

23.03. Uwe Nagel 
81 Jahre

23.03. Wolfgang Eichhorn 
72 Jahre

25.03. Anni Ramming 
86 Jahre

25.03. Roland König 
73 Jahre

26.03. Walter Lang 
76 Jahre

26.03. Wolfgang Blum 
84 Jahre

27.03. Evelyne Sauerbeck 
73 Jahre

Redaktionsschluss

für den nächsten Monats-
spiegel April 2024 

24. März 2024
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Happy Birthday Munib

Lieber Muni,

kurz vor deiner Bioklippe wollen 
wir dir Danke sagen – für deine So-
lidarität und politische Haltung, 
sei es an Nachtinfoständen oder in 
wirtschaftspolitischen und femi-
nistischen Diskussionen, für deine 
Freundschaft und Unterstützung, 
für unzählige Abende im Cycles bei 

„süß und fruchtig“, Cabernet und 
Huppi, und später im Transfer, für 
Müllmanagement im Fraktionsbüro, 
lange Arbeitssessions und genau so 
lange Parteipartys, spannende Vor-
träge und das Vorantreiben von Di-
gitalpolitik, deine klare Kante gegen 
Rechts, deine Präsenz auf Podien, 

natürlich die Erfindung von ESO-
trans…
…und für so vieles mehr, dass wir 
eigentlich gar nicht wissen, wo wir 
anfangen und aufhören sollen.

Alles Gute zum Geburtstag von dei-
nen Jusos!
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Wie die StUB und der Feminismus zusammenpassen: 

Ein mobilitätspolitischer Impuls zum internationalen 

Frauentag
von Felizitas Traub-Eichhorn  
und Lisa Kaufmann

Frauen planen ihre Wege und wie 
sie diese zurücklegen nicht vorran-
gig unter dem Aspekt, ein bestimm-
tes Verkehrsmittel nutzen zu wollen 
(bspw. das Statussymbol PKW), son-
dern sie denken in Mobilitätsketten 
und pendeln gedanklich nicht nur 
zwischen Wohn- und Arbeitsort. 

Vorwiegend Frauen leisten die in 
unserer Gesellschaft anfallende Sor-
gearbeit: die Versorgung und Pflege 
von Kindern und Angehörigen geht 
oft mit Einkäufen oder der Beglei-
tung von Personen einher: durch 
diese Wegeketten mit oftmals kür-
zeren Strecken haben Frauen höhere 
Anforderungen an Barrierefreiheit 
und Infrastruktur. Ihr Alltag ist kom-
plex und der Anspruch an Pünktlich-
keit und Zuverlässigkeit hoch. Die 
StUB ist auf eigenen Schienen zu-
verlässiger als der Busverkehr und 
bietet gerade auch den Menschen, 
um die sich derzeit vorrangig Frau-
en kümmern, verbesserte Selbst-
ständigkeit: wenn also das Kind und 
seine Oma selbstständig mobil sein 
können, so verringert sich die Sorge-
last. Wichtig dafür ist inklusiver Ver-
kehr. 

Inklusiver Verkehr ist stets auch feh-
lerfreundlicher Verkehr und wichtig 
für Menschen, die nicht, noch nicht 
oder nicht mehr schnell laufen kön-
nen oder nicht gut sehen oder hö-
ren. Eine Straßenbahn ist in vielerlei 
Hinsicht fehlerfreundlich: durch ihre 
enge Taktung ist es nicht so schlimm, 
wenn man sie verpasst, und anhand 
der eindeutigen Strecke mit ihren 
Schienen ist auch für Kinder gut er-
kennbar, wo sie herkommt und wo 
sie hinfährt. Sie bewegt sich ruhi-
ger als ein Bus und bremst sanfter. 

Der tiefe Einstieg ist für Rollatoren, 
Kinderwagen, Fahrräder oder auch 
Fahrradanhänger einfach und mit 
70 Sitz- und 140 Stehplätzen bietet 
sie reichlich Raum. Die StUB ist in-
klusiv auch für das vom Regen über-
raschte Kind mit seinem Fahrrad 
oder Tretroller auf dem Heimweg 
von der Schule, die Rollstuhlfahre-
rin mit Hund oder die Rentnerin mit 
Einkaufstrolley. 

Frauen verdienen leider noch immer 
deutlich weniger als Männer. Durch 
den schlechteren Zugang zu Geld 
und damit auch Zeit sind sie stärker 
auf günstigen und schnellen ÖPNV 
angewiesen. SPD-Projekte wie 
ÖPNV-Vergünstigungen für Erlan-
gen Pass Inhaberinnen unterstützen 
hier bereits heute. 

Nicht zuletzt haben Frauen eine an-
dere Körpererfahrung als Männer, 
gerade in öffentlichen Verkehrsmit-
teln. Die Nutzung des ÖPNV ist für 
Mädchen und Frauen jeden Alters 
oftmals mit Angst vor Übergriffen 
verbunden. Dies zeigt u.a. der für 
2022 durchgeführte Bericht „Sicher-
heit und Kriminalität in Deutsch-
land“. Da das Busnetz an die StUB 
angepasst wird (mit den Bussen als 
eng getaktete „Zubringer“), kann 
die StUB Umsteige- und Warte-
zeiten verkürzen. Die neuen Halte-
punkte für Bus und Straßenbahn 
werden nach neuesten Standards 
gut einsehbar und hell ausgestattet. 
Frau kann sich im ÖPNV also sicher 
fühlen. 
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„Ich wünscht´ich wär die StUB“: für den Brucker Faschings-

umzug hat WIR PRO StUB einen Traktor als Straßenbahn verkleidet

von WIR PRO STUB

Farbenfroh tanzten die Straßen-
bahnfreunde von “WIR PRO StUB” 
am Faschingssonntag über den 
Brucker Faschingsumzug für die 
Verlängerung der Nürnberger Stra-
ßenbahn nach Erlangen und Her-
zogenaurach.

Ein Oldtimer-Traktor zog einen lie-
bevoll als Straßenbahn verkleide-
ten Anhänger mit der Aufschrift 
„Ich wünscht´ ich wär die StUB“. 
Die Fahrgäste auf dem Anhänger 
warfen großzügig Kamellen. Ein als 
Straßenbahn verkleidetes Lasten-
rad wurde von einer Samba-Trom-

melgruppe lautstark begleitet. Und 
durch die bunte Menschenmenge 
hindurch zog singend eine Polonaise 
mit dem Refrain: „Tschu tschu wah, 
alle Leute fahr‘n gerne Straßen-
bahn“.

Hans-Thomas Benz, Sprecher der 
Initiative ist begeistert von seiner 
Faschingsgruppe: „Unsere kreativen 
Kostüme mit Bezug zur StUB wa-
ren echt eine Schau: Anzeigetafeln, 
auf denen der 5-Minuten-Takt in 
der Rush-Hour zu erkennen war, ein 
Deutschland-Ticket, etliche Pylonen, 
ein Disco-Schaffner, zahlreiche Bau-
arbeitende, sowie ein grasgrün ge-
kleidetes Rasengleis.“ Die Freunde 

der Stadt-Umland-Bahn setzen sich 
für die Verlängerung der Nürnber-
ger Straßenbahn als wichtigen Bau-
stein für die Zukunft Erlangens ein. 
Sie wollen Aufmerksamkeit erregen 
für den nahenden Ratsentscheid in 
Erlangen und informieren mit ihrer 
interaktiven Streckenkarte und Ge-
schichten von echten Menschen, 
welche sich aus unterschiedlichen 
Gründen auf die StUB freuen unter 
www.wir-pro-stub.de.

Natürlich waren wir als Erlanger 
SPD und Unterstützer der StUB auch 
zahlreich beim Brucker Faschings-
umzug vertreten.

Die Erlanger SPD war gut auf dem Faschingszug  
vertreten. Foto: privat

Ein Traktor als StUB. 
Foto: WIR PRO StUB

Kreative Kostüme mit StUB-Bezug. 
Foto: WIR PRO StUB

Kreative Kostüme mit StUB-Bezug. 
Foto: WIR PRO StUB

Auch eine Polonaise darf natürlich nicht fehlen. 
Foto: WIR PRO StUB

EIn Lastenrad als StUB. 
Foto: WIR PRO StUB
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RATHaustelegram der SPD-Stadtratsfraktion Erlangen

Erlangen steht auf – 
offen aus Tradition. 
Gemeinsam für gesell-
schaftliche Vielfalt

Aktuell wirbt der Ausländer- und 
Integrationsbeirat gemeinsam mit 
Florian Janik für gesellschaftliche 
Vielfalt und setzt ein Zeichen gegen 
Rechtsextremismus. Als SPD-Frak-
tion unterstützen wir dies ausdrück-
lich.  

Es gilt, Haltung zu zeigen: „Nie wie-
der ist jetzt! Die Verteidigung der 
Demokratie und des friedlichen Zu-
sammenlebens ist uns ein wichtiges 
Anliegen“, so Janik. Als Bereicherung 
sieht er gesellschaftliche Vielfalt 
und wünscht sich ein respektvolles 
und friedliches Zusammenleben al-
ler, frei von Diskriminierungen oder 
Zuschreibungen.

Oberbürgermeister und Auslän-
der- und Integrationsbeirat rufen 
gemeinsam dazu auf, auch im Fami-
lien- und Freundeskreis, in der Schu-
le oder bei der Arbeit Haltung zu 
zeigen und sich gegen Diskriminie-
rungen stark zu machen. Gemein-
sam werben sie für gesellschaftliche 
Vielfalt. Alle Menschen sind aufge-
rufen, Haltung zu zeigen.

Der Fraktionsvorsitzende Philipp 
Dees betont: „Unsere Stadt lebt von 
der Vielfalt. Sie lebt von den vielen 
verschiedenen Festen, Begegnungs-
möglichkeiten und Einflüssen. Men-
schen, die nach Erlangen kommen, 
bringen neue Impulse, Innovationen 
und Perspektiven mit.  Ohne Mig-
ration, ohne Migrant*innen wäre 
unsere Stadt ärmer – kulturell wie 
materiell.“

Es sei an der Stelle nochmals auf 
die gemeinsame Erklärung „Sa-
lam-Schalom-Frieden“ für Frieden, 
Dialog und Vielfalt sowie gegen alle 
Formen des Antisemitismus und der 
Islamophobie hingewiesen. Mittler-
weile haben auch weitere Institu-
tionen und Organisationen diese 
unterzeichnet.

Kostenlos Busfahren in 
der Innenstadt

Seit 1.1. ist es nun soweit: Der Bus in 
der Innenstadt Erlangen ist kosten-
los! 

Gratis ist nicht nur die neue, größere 
City-Linie 299, die den Ersatz für die 
bisherige Klinik-Linie darstellt, son-
dern alle Linien in der Innenstadt. 
Und das nicht nur im Bereich der 
City-Linie, sondern in einer deutlich 
größeren Zone.

Dieser kostenlose Innenstadtbereich 
erstreckt sich vom Busbahnhof im 
Westen zum Zollhausplatz im Osten 
sowie von der Werner-von-Siemens-
Straße im Süden zur Schwabachan-
lage im Norden. Erkennbar sind die 
Stationen im kostenlosen Bereich an 
der gelben Markierung beim Halte-
stellennamen. Die gelbe Farbe ist 
auch auf allen Fahrplan- und Tarifin-
formationen wiederzufinden.

„Die neue City-Linie bietet eine di-
rekte Verbindung vom Großpark-
platz am Bahnhof zu den wichtigs-
ten Punkten in der Innenstadt und 
zu den Universitätskliniken. Auch 
sonst sind am Rand des Innenstadt-
bereichs Parkhäuser, so dass dieje-
nigen, die auf das Auto angewiesen 
sind, nicht mehr in die Innenstadt 
fahren müssen“, erläutert der ver-
kehrspolitische Sprecher der SPD-
Fraktion, Andreas Richter.

Die Kliniken sind für Mitarbeiter*in-
nen, Besucher*innen und auch Pati-

Markierte Haltestelle der City-Linie. 
Foto: Stadt Erlangen

Die kostenlose Innenstadtzone. 
Foto: Stadt Erlangen

ent*innen wie schon mit der Klinik-
linie sehr gut angebunden und das 
jetzt nicht nur zum Großparkplatz, 
sondern auch zu den weiteren Park-
häusern am Rand der Innenstadt.

Die Fahrgastzahlen zeigen jetzt 
schon, wie gut die Citylinie ange-
nommen wird. Nachdem sich, seit-
dem die Kliniklinie kostenlos wurde, 
die Fahrgastzahlen entgegen man-
cher Eindrücke aus der Anfangszeit 
schon gut entwickelt hatten, gelang 
nun eine explosionsartige Entwick-
lung.

Eröffnung des neuen 
Ehrenamtbüros

Das städtische „Büro für Bürgerbe-
teiligung und Ehrenamt“ ist jetzt so 
sichtbar und zugänglich wie nie zu-
vor: Im Oktober ist es mit fünf Mit-
arbeiterinnen aus dem 13. Geschoss 
des Rathauses mitten in die Altstadt 
übergesiedelt – in den früheren 
„Bunten Laden“ in der Hauptstraße 
48. Schon bei der feierlichen Eröff-
nung Mitte Januar wurde deutlich: 
Der Umzug des Büros, für den sich 
vor allem die SPD-Fraktion stark ge-
macht hatte, ist ein voller Erfolg.

„Neugier lohnt sich“, „Willkommen“, 
„Komm rein!“: Die ermunternden 
Worte, die neuerdings in den großen 
Erdgeschossfenstern des nördlichen 
Eckhauses Hauptstraße/Glocken-
straße zu lesen sind, fallen umso 
mehr ins Auge, als diese Fenster 
sieben Jahre lang leer gewesen wa-
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ren. Ende 2016 hatte der legendäre 
„Bunte Laden“ dort dichtgemacht 
– für Leben sorgten seither nur ge-
legentliche kulturelle Zwischennut-
zungen durch die Stadt, etwa zum 
Comic-Salon oder Figurentheater-
festival. Nun ist es nachhaltig einge-
kehrt, das Leben: Bereits zwischen 
Oktober und Januar hatten über 
100 Menschen in die neuen Räume 
hineingeschnuppert, wie Büroleite-
rin Karin Grüsser bei der Eröffnung 
freudig verkündete. Die meisten 
wollten sich über Möglichkeiten des 
ehrenamtlichen Engagements kun-
dig machen, viele waren aber auch 
einfach nur wissbegierig, was sich in 
dem Ladenlokal denn da neuerdings 
tut. Und auch dies zeigt ja eindeutig, 
dass die neue Adresse des Ehren-
amtsbüros mit etwas glänzt, womit 
ein 13. Rathaus-Stockwerk beim 
besten Willen nicht glänzen kann: 
Niederschwelligkeit.

Die ist auch nötig, denn das Ehren-
amt – vor allem das vereinsmäßig 
organisierte – macht herausfordern-
de Zeiten durch, so Dr. Clemens Hey-
denreich als Ehrenamtssprecher der 
SPD-Fraktion: „Die Corona-Krise war 
und ist auch eine Krise vieler Verei-
ne, die langjährige ältere Mitglieder 
verloren haben und sich schwer tun, 
neue zu gewinnen. Und auch vor Co-
rona war schon der Trend spürbar, 
dass junge Menschen sich zwar mit 
viel Energie engagieren, die sie aber 
lieber in zielgerichtetes Handeln ste-
cken als in eher spröden Funktions-
arbeiten etwa als Schatzmeisterin 
oder Schriftführer.“ Auf der anderen 
Seite liege aber auch viel Hoffnung 
in der Luft: „Denn zurzeit gehen 
die geburtenstarken Jahrgänge in 
Rente, die sogenannten „Baby-Boo-
mer“ – also jede Menge tatkräftige 
Menschen mit viel Zeit und Lust aufs 
Engagement.“

Clemens Heydenreich vor dem Ehren-
amtsbüro. Foto: privat

Die Idee, das Ehrenamtsbüro mit-
ten dorthin zu verlegen, wo sich 
die Menschen tummeln, war – so 
naheliegend sie ist – durchaus kein 
Selbstläufer in den politischen Gre-
mien, in denen sich die SPD-Fraktion 
mit OB Dr. Florian Janik für sie stark 
machte: Es gab auch Einwände da-
gegen, dass die Stadt für 15 Jahre 
ein Ladenlokal mieten wollte, des-
sen Fläche dann nicht mehr dem 
Einzelhandel dienen könne. Dass 
es letztlich doch geklappt hat, das 
freut Heydenreich – zugleich Be-
treuungsstadtrat für die Innenstadt 
– gleich doppelt: denn ebenfalls in 
die Hauptstraße 48 ist gleich auch 
noch das Quartiersmanagement für 
die nördliche Innenstadt gezogen, 
das zuvor am Martin-Luther-Platz 
wenig sichtbar gewesen war. „Jetzt 
können sich diese Einrichtungen, 
die beide für Möglichkeiten der Teil-
habe am soziokulturellen Leben ste-
hen, unterm selben Dach die Bälle 
zuspielen und sich den Menschen 
gegenseitig bekannt machen.“ 

Und noch weitere Synergien für eine 
lebendigere Altstadt im Zeichen des 
Engagements deuteten sich bei der 
Eröffnungsfeier an: Da sorgte die 
benachbarte „Teilerei“ fürs Buffett, 
und die Leute vom gegenüberlie-
genden „ZAM“ packten bei der Tech-
nik mit an.

Glückwunsch zu 50 Jahre 
Erlanger Ausländer- und 
Integrationsbeirat

Der Erlanger Ausländer- und Inte-
grationsbeirat, der vor 50 Jahren in 
der Amtszeit von OB Dietmar Hahl-
weg als zweiter in Bayern gegründet 
wurde, ist für die Interessenvertre-
tung der Migrant*innen in unserer 
Stadt unverzichtbar. Wie Rami Bouk-
hachem, Vorsitzender des AIB, be-

Florian Janik mit dem Team der 
Hauptstraße 48. Foto: privat

tonte, gilt dies besonders, so lange 
das kommunale Wahlrecht dauer-
haft hier lebenden Ausländer*innen 
verweigert wird. Eindringlich forder-
te er, die Benachteiligung von Mig-
rant*innen im Bildungssystem abzu-
bauen. Oberbürgermeister Florian 
Janik dankte dem Beirat für seine 
engagierte und konstruktive Arbeit 
und warnte vor einer Spaltung der 
Gesellschaft in „die“ und „wir“, wie 
sie von Rechtsextremisten betrie-
ben wird: „Wir alle gehören zu dieser 
Stadt!“ Ebenso wie Boukhachem äu-
ßerte Janik sich empört über rechts-
extreme Forderungen, Migrant*in-
nen aus Deutschland zu vertreiben.
In einer ansprechenden Präsenta-
tion zu den zahlreichen Aktionen 
und Initiativen des AIB wurden auch 
die früheren Vorsitzenden des Bei-
rats gewürdigt. Einer von ihnen, der 
heutige SPD-Stadtrat José Luis Or-
tega Lleras, betont: „Gerade in der 
heutigen Zeit, in der Rassismus und 
Rechtsextremismus offen gezeigt 
werden, ist das Bekenntnis zu Integ-
ration und der positiven Bedeutung 
von Migration, wie die Stadt Erlan-
gen und ihr Oberbürgermeister es 
deutlich leisten, für alle Menschen 
in Erlangen wichtiger denn je.“ 

Die SPD-Fraktion brachte ihre Wert-
schätzung für das Engagement des 
AIB durch die Teilnahme vieler ihrer 
Mitglieder an der Jubiläumsfeier 
zum Ausdruck. „Der Austausch mit 
dem AIB und den Migrantenorga-
nisationen hat für uns einen hohen 
Stellenwert“, erklärt Barbara Pfister, 
stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende und Sprecherin für Diversity: 
„Im Interesse unserer offenen und 
toleranten Stadt werden wir auch 
weiterhin den AIB und die migranti-
schen Communitys in ihren Anlie-
gen unterstützen, so wie wir es z.B. 
mit unserem Antrag für das aktuelle 
Programm ‚Vielfalt Indiens‘ getan 
haben.“

Impressionen von der Jubiläumsfeier. 
Foto: privat
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SPD-Fraktionen Erlangen 
und Jena im Austausch

In einem Online-Meeting haben 
sich die beiden Stadtratsfraktionen 
Erlangen und Jena über aktuelle 
Entwicklungen in den beiden Part-
nerstädten ausgetauscht.

Vor dem Hintergrund der wenige 
Tage zuvor veröffentlichten Depor-
tationspläne der AfD war ein Thema 
der Kampf gegen Rechts. In beiden 
Städten hat die Entwicklung zu einer 
großen Mobilisierung der Zivilbevöl-
kerung geführt. Einig waren sich die 
beiden Fraktionen darüber, dass der 
Kampf gegen Rechts und speziell die 
AfD nicht einfach durch ein Verbot 

der AfD gewonnen werden könne, 
sondern eine stärkere Arbeit für 
Demokratie und Menschenrechte 
notwendig sei, um rechtsextremes 
Gedankengut zurückzudrängen. Da-
neben müsse sich gerade Kommu-
nalpolitik noch intensiver um soziale 
Probleme und Konflikte kümmern.

Ein weiteres gemeinsames Thema 
war bezahlbares Wohnen. In beiden 

Städten gibt es eine hohe Nachfrage 
nach Wohnen, weil wirtschaftlicher 
Erfolg und erfolgreiche Universitä-
ten zu Zuzügen führen. Gleichzei-
tig gibt es in beiden Städten wenig 
Möglichkeiten, neue Wohngebiete 
zu schaffen. Im Gespräch konnten 
aber gemeinsame Erkenntnisse und 
auch einige Ideen aus den Erfahrun-
gen in beiden Städten zum Thema 
„Nachverdichtung“ und zur Woh-
nungssanierung gewonnen werden.
Die beiden Fraktionen wollen auch 
zukünftig im Kontakt bleiben. Wei-
tere gemeinsame Themen sind z.B. 
der Klimaschutz oder ökologische 
Mobilität, aber auch verschiedene 
sozialpolitische Fragen.

Stadtansicht von Jena.  
Foto: Jena Kultur
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Die SPD in Regierungsverantwortung – ein Versuch, über 

die Erfolge der SPD in der Bundesregierung zu informieren.

Von Gerhard Carl 
(Quelle: SPD Berlin,  
Willy-Brandt-Haus)

Im Bundestagswahlkampf hat die 
SPD erfolgreich für mehr Respekt 
geworben. In der Ampel-Koalition 
hat die SPD vereinbart, mehr Fort-
schritt zu wagen. Ein Jahr später hat 
sich die Lage in Deutschland und der 
Welt massiv verändert. Das fordert 
uns heraus, ändert jedoch unsere 
Überzeugungen nicht. 

Die SPD-geführte Bundesregierung 
hat ihre Versprechen aus dem Ko-
alitionsvertrag inzwischen zu zwei 
Dritteln entweder umgesetzt oder 
angepackt. Zu diesem Ergebnis 
kommt eine aktuelle Bertelsmann-
Studie, die der Ampel-Koalition eine 
„insgesamt sehr positive und viel-
versprechende Halbzeitbilanz“ be-
scheinigt.

Unsere Erfolge

Aus Respekt vor allen, die hart arbei-
ten: Wir haben den Mindestlohn 
auf 12 Euro erhöht, kleine Einkom-
men entlastet und zahlen dauerhaft 
mehr Kindergeld, mehr Kinderzu-
schlag.
• 95 Milliarden Euro für Entlas-

tungen. 200 Milliarden Euro für 
Strom- und Gaspreisbremsen.

• 300 Euro Energiepreispauscha-
le auch für Rentnerinnen und 
Rentner sowie 200 Euro für Stu-
dierende und Fachschülerinnen 
und Fachschüler.

• Im Vorgriff auf die Wohngeldre-
form gibt es kurzfristig einen er-
neuten Heizkostenzuschuss.

• Einkommensteuer-Entlastung 
durch volle Absetzbarkeit der 
Rentenbeiträge und höhere 
Grundfreibeträge.

• Abgaben-Entlastung für klei-
ne Einkommen durch die Aus-
weitung der Midijob-Zone (ab 
01.01.2024 liegt ein Midijob 
vor, wenn Beschäftigte 538,01 

Ein Fachkräfteeinwanderungsrecht für eine moderne Einwanderungsgesellschaft 
kommt. Foto: colourbox

bis maximal 2.000 Euro monat-
lich verdienen; ab 01.01.2025 
beträgt die Midijob-Zone von 
556,01 bis max. 2.000 Euro mo-
natlich).

• Wo Gewerkschaften und Arbeit-
geber Einmalzahlungen verein-
baren, sind diese bis 3.000 Euro 
steuer- und abgabenfrei.

• Wohngeldreform: Künftig ha-
ben zwei Millionen Haushalte 
Anspruch auf Wohngeld, in dem 
künftig auch Heizkosten be-
rücksichtigt werden. Verbesser-
ter Schutz für Mieterinnen und 
Mieter, die ihre Betriebskosten 
nicht sofort zahlen können und 
Vermeidung von Strom- und 
Gassperren.

• Das Bürgergeld ersetzt Hartz IV 
mit mehr Respekt, mehr Quali-
fikation und höheren Regelsät-
zen: ab 01.01.2024 Erhöhung 
von 502 Euro auf 563 Euro  für 
Alleinstehende und entspre-
chende Erhöhungen für Partner, 
Kinder und Jugendliche. 

• Das Kindergeld wurde ab 
01.01.2023 auf 250 Euro mo-
natlich angehoben, unabhängig 
von der Anzahl der Kinder.

• Die hohen Preise setzen auch 
Unternehmen und damit Ar-
beitsplätze und Versorgung un-
ter Druck. Wir entlasten: Besse-
re Hilfen für kleine und mittlere 
Unternehmen, die energieinten-
siv produzieren.

Viele Krisen halten uns nicht davon 
ab, die großen Themen anzupacken. 
Fortschritt ist die Grundlage dafür, 
dass es eine gute Zukunft auch nach 
den Krisen gibt.

• Fortschritt im Wandel: Neue 
Konzepte zu Digitalisierung, Be-
kämpfung des Klimawandels, 
Demografie und Zeitenwende 
sind auf den Weg gebracht und 
beginnen zu wirken.

• Kein Informationsverbot für Ab-
treibungen, Stärkung der Frau-
enrechte. Der §219a ist weg.

• Mit dem neuen Einwanderungs-
gesetz steuern wir die Zuwande-
rung klar und gewinnen gleich-
zeitig Fachkräfte für unser Land. 
Ein Fachkräfteeinwanderungs-
recht für die moderne Einwan-
derungsgesellschaft kommt.

Mit großem Weitblick haben wir uns 
frühzeitig um die Frage der Energie-
sicherheit gekümmert. Vor allem die 
Unabhängigkeit von russischem Gas 
haben wir forciert, LNG-Terminals 
gebaut, Gasspeicher gefüllt und an-
dere Gasquellen erschlossen.

Und wir haben den Ausbau der er-
neuerbaren Energien stärker als je 
zuvor vorangetrieben. Denn der Kli-
mawandel hält sich nicht von allei-
ne auf. Wenn wir unser Leben und 
Wirtschaften klimaneutral gestal-
ten wollen, dann haben wir noch 
eine Menge zu tun.
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ARBEITSKRÄFTE UND FACHARBEITER AUS EIGENEM LAND

von Stefan Barth

Heute beklagen die Arbeitgeber ei-
nen Mangel an Arbeitskräften und 
Fachkräften und allgemein zu viel 
Bürokratie. Ein Windkraftwerk z. B. 
braucht drei Jahre von der Antrag-
stellung bis zur Fertigstellung. Einige 
Firmen beabsichtigen deshalb ihre 
Produktion ins Ausland verlagern. 
Die Bundesregierung muss deshalb 
die bürokratischen Hindernisse ab-
bauen, wodurch man auch weni-
ger Personal in den Büros brauchen 
wird. Die Anzahl der Krankenkassen 
hat sich im Laufe der Jahre ständig 
reduziert. Waren es 1970 noch 1815 
Krankenkassen, hatte sich 1990 die 
Anzahl bereits auf 1147 reduziert. 
Im Jahr 2000 waren es noch 420. 
Heute gibt es nur noch 96 Kassen 
(Stand: 06.07.2023). Das sind immer 
noch viel zu viel Kassen d.h. viel zu 
viel Verwaltungen.

Heute hat jedes der 16 Bundeslän-
der sein eigenes Kultusministerium 
mit einer umfangreichen Behörde. 
Die Minister:innen, die für Kultur, 
Bildung und Wissenschaft, also 
auch für die Schulen, verantwort-
lich sind, nennt man Kultusminis-
ter:innen. Das Wort ‚Kultus‘ stand 
ursprünglich für alle Angelegenhei-
ten, die etwas mit der Kirche zu tun 
hatten. Denn dafür waren die Kul-
tusminister:innen früher vor allem 
zuständig. Heute verwalten sich die 
Kirchen selbst, und die Kultusminis-
ter:innen kümmern sich um alles, 
was mit Bildung und Schule zu tun 
hat. Eine Absprache zwischen den 
Bundesländern findet in den Kul-
tusministerkonferenzen statt. Bei 
der letzten Kultusministerkonferenz 
am 16. März wurde eine neue Ober-
stufen- Vereinbarung mit neuen Re-
geln für das Abitur beschlossen. Sie 
sollen spätestens im Abitur ab 2030 
gelten. Weiter hat sich das Gremium 
auf ein Finanzierungskonzept beim 
Startchancen-Programm verstän-
digt.

Wenn man sich den Verwaltungs-
apparat mit 16 Kultusbehörden 
vorstellt, die die gleiche Arbeit ver-
richten, müsste man sich doch über-

legen, ob das nicht auch eine Bun-
desbehörde machen könnte. Von 
den Mitarbeitern fordert man viel 
Flexibilität und Mobilität. Ein Um-
zug in ein anderes Bundesland be-
deutet für schulpflichtige Kinder 
oft eine große Umstellung, weil der 
Lehrstoff in der Regel ein anderer ist. 
Eine Vereinheitlichung des Lehrstof-
fes würde auch den Kindern helfen, 
die in ein anderes Bundesland um-
ziehen müssen. Das wäre z. B. ein 
Weg mehr Arbeitskräfte und Fach-
arbeiter aus eigenem Land zu be-
kommen, und nicht die Facharbeiter 
anderen Staatsländern abzuwerben 
bzw. wegzunehmen.

Zukünftige Entwicklung 
der Rente

Heute geht man mit 67 in Rente, 
wenn man keine Kürzungen hinneh-
men möchte. Die Forderung länger 
zu arbeiten scheitert in manchen 
Berufen daran, dass die Menschen 
gesundheitlich nicht schaffen länger 
zu arbeiten. Dazu gehören Dachde-
cker, Pflegekräfte, Lagerarbeiter, Pa-
ketboten, Kassen- und Kitapersonal, 
also die Berufsgruppen, die ohnehin 
wenig verdienen. Dann muss man 
die Ursachen suchen, warum die 
Rentenbeträge sinken.

Das deutsche Rentensystem steht 
vor großen Herausforderungen, weil 
es immer weniger Einzahler und 
mehr Rentenbezieher gibt. Nach Da-
ten des Statistischen Bundesamtes 
waren 1950 zehn Prozent der Bevöl-
kerung in Deutschland 65 Jahre und 
älter, 2021 lag der Anteil bei 22 Pro-
zent. 1950 wurden gut 1,1 Millionen 
Kinder geboren, 2022 aber nur rund 
739.000. Die Rentenbezugsdauer 
hat sich in den letzten 60 Jahren 
annähernd verdoppelt, weil Rent-
ner länger leben. Während in den 
1950er Jahren sechs Menschen im 
Erwerbsalter für einen Rentner auf-
kamen, sind es derzeit noch drei.
Ein Grund ist also, dass weniger Kin-
der geboren werden und es dadurch 
später weniger Rentenbeiträge ent-
richtet werden. Kinder kosten Geld 
und Zeit und Geduld, aber es macht 

auch viel Spaß zuzusehen, wie sie 
Aufwachsen. Manches Ehepaar 
fährt lieber 2x in den Urlaub, statt 
sich mit Kindern abzugeben. 

Familien, die Kinder haben könnten, 
aber keine Kinder haben wollen, 
müssten eine geringere Rente, zu-
gunsten der Rentenkasse, bekom-
men. Eltern mit Kindern müssten 
weiter die normale Rente erhalten, 
unabhängig von der Anzahl der Kin-
der.

Außerdem können wir den Beam-
tenapparat verkleinern. Die Wirt-
schaft klagt sowieso über zu viel 
Bürokratie und plant deshalb ins 
Ausland abzuwandern. Soweit dür-
fen wir es nicht kommen lassen. Die 
Schweiz hat es vorgemacht und den 
Beamtenapparat stark reduziert. 
Das könnte uns als Vorbild dienen. 
Langfristig müssten die Beamten 
auch Rentenbeiträge zahlen. Unsere 
Nachbarländer machen es vor: Dort 
zahlen alle in die Rentenkasse ein.

Abgeordnete gehören in 
die gesetzliche Renten-
versicherung

Die Bundestagsabgeordnete wer-
den sehr ordentlich bezahlt. Das ist 
gerechtfertigt, denn eine 60 Stun-
den-Woche und mehr ist keine Sel-
tenheit, Wochenendarbeit die Regel. 
Die Abgeordneten machen das aber 
freiwillig. Obwohl Abgeordnete 
nicht in die gesetzliche Rentenversi-
cherung einzahlen, ist die Altersver-
sorgung von Abgeordneten üppig, 
wie der Bund der Steuerzahler aus-
gerechnet hat: Schon nach einem 
Jahr im Bundestag haben Abgeord-
nete Anspruch auf 233 Euro Pen-
sion pro Monat. Die Abgeordneten 
sollten solidarisch sein und sich den 
gleichen Regeln unterwerfen, die für 
abhängig Beschäftigte und künftig 
auch für Freiberufler, Selbstständige 
und eben auch Politiker gelten soll. 
Es ist schwer vermittelbar, warum 
sich einige Berufsgruppen von der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
entziehen können. Unsere Nachbar-
staaten machen es vor.
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Abgeordnete gehören in die gesetzliche Rentenversicherung

von Stefan Barth

Die Bundestagsabgeordnete wer-
den sehr ordentlich bezahlt. Das ist 
gerechtfertigt, denn eine 60 Stun-
den-Woche und mehr ist keine Sel-
tenheit, Wochenendarbeit die Regel. 
Die Abgeordneten machen das aber 
freiwillig. Obwohl Abgeordnete 

nicht in die gesetzliche Rentenversi-
cherung einzahlen, ist die Altersver-
sorgung von Abgeordneten üppig, 
wie der Bund der Steuerzahler aus-
gerechnet hat: Schon nach einem 
Jahr im Bundestag haben Abgeord-
nete Anspruch auf 233 Euro Pen-
sion pro Monat. Die Abgeordneten 
sollten solidarisch sein und sich den 

gleichen Regeln unterwerfen, die für 
abhängig Beschäftigte und künftig 
auch für Freiberufler, Selbstständige 
und eben auch Politiker gelten soll. 
Es ist schwer vermittelbar, warum 
sich einige Berufsgruppen von der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
entziehen können. Unsere Nachbar-
staaten machen es vor.

Einladung zum Vortrag 
von Frank Lothar Krawolitzki

Liebe Freunde und Interessierte,

wir freuen uns, euch zu einem besonderen Vortrag von Frank Lothar Krawo-
litzki einzuladen. Frank Lothar Krawolitzki, geboren 1933 in Rastenburg (heute 
Ketrzyn, Polen), ist ein erfahrener Entwicklungshelfer und überzeugter Pazifist. 
Seine jahrzehntelange Arbeit in Afrika hat ihn geprägt und viele wertvolle Erfah-
rungen gesammelt.

Datum: 22. März 2024
Uhrzeit: 20:30 Uhr

Ort: TDS-Vereinsräume in der Michael-Vogel-Straße 1d,  
1. Stock

Bei unserem bevorstehenden Treffen wird Frank uns einen einzigartigen Einblick 
in seine Kindheitserinnerungen von 1945 geben und dabei seine Erziehung so-
wie seine Erfahrungen in der Hitlerjugend thematisieren.

Er wird über seine Flucht aus Ostpreußen sprechen, die neun Wochen dauerte, 
und die langfristigen Auswirkungen dieser Ereignisse auf sein Leben beleuchten. 
Seitdem hat er sich leidenschaftlich in der Flüchtlingsarbeit engagiert.

Diese Veranstaltung bietet eine seltene Gelegenheit, mit einem der wenigen 
Zeitzeugen dieser Epoche persönlich ins Gespräch zu kommen, Fragen zu stellen 
und aus seinen einzigartigen Erfahrungen zu lernen.

Wir freuen uns darauf, Frank Lothar Krawolitzki bei uns begrüßen zu dürfen.

 Türkisch-Deutscher Solidaritätsverein (TDS)
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Die Beamten-Pension

von Stefan Barth

Eine Pension, auch Ruhegehalt ge-
nannt, bekommen Beamte, Richter, 
Berufssoldaten, Pfarrer, Kirchen-
beamte und andere Beschäftigte in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis, wenn sie das Pensions-
alter erreicht haben.

Wer vor 1947 geboren ist, darf noch 
mit 65 Jahren in den Ruhestand 
gehen. Für die Jahrgänge 1947 bis 
1963 steigt die Regelaltersgrenze 
schrittweise. Ab dem Geburtsjahr 
1964 gilt dann die Grenze von 67 
Jahren. Auf Antrag können Beamte 
frühestens nach dem vollendeten 
63. Lebensjahr in den Ruhestand ge-
hen, müssen dann aber Abschläge 
hinnehmen.

Neben dem ausreichenden Alter 
müssen Sie außerdem eine der fol-
genden Bedingungen erfüllen:
• Ihre Dienstzeit muss mindes-

tens fünf Jahre betragen.
• Sie sind aufgrund eines Vorfalls 

während Ihres Dienstes dienst-
unfähig, etwa wegen eines Un-
falls, für den Sie selbst keine gro-
be Schuld tragen.

Wurden Sie entlassen, erhalten Sie 
keine Pension, sondern werden in 
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nachversichert – allerdings 
zahlt der Dienstherr nur die Arbeit-
geberhälfte in die Rentenkasse 
nach. Eine Ausnahme machen Bund 
und einige Länder allerdings, wenn 
man Sie auf eigenen Antrag entlas-
sen hat; dann gibt es Altersgeld. Da-
bei müssen Pensionäre mit einem 
Abschlag von pauschal 15 Prozent 
rechnen.

Gut zu wissen: Grundlage der Al-
tersversorgung von Beamten sind 
die in Artikel 33 Abs. 5 des Grund-
gesetzes verankerten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums. Diese ver-
pflichten den Dienstherrn unter an-
derem, Beamten und ihren Familien 
lebenslang einen angemessenen 
Lebensunterhalt zu zahlen. Seit der 

Föderalismusreform 2006 regelt der 
Bund nur noch die Versorgung sei-
ner eigenen Beamten. Für die Län-
derbeamten sind Länder und Kom-
munen zuständig.

Was unterscheidet die 
Beamtenpension von der 
Rente?

Der auffälligste Unterschied zwi-
schen Beamtenpension und ge-
setzlicher Rente ist die Höhe der 
Bezüge. So erhält beispielsweise 
ein verbeamteter Lehrer in Bayern 
(Besoldung A13), der bis zum Ru-
hestand noch 35 Jahre zu arbeiten 
hat, eine Pension von 3.138,62 Euro 
brutto, wohingegen ein angestellter 
Lehrer gleichen Alters (Tarifgruppe 
TV-L E13) 1.495,81 Euro gesetzliche 
Rente bekommt. Letzteres ebenfalls 
brutto, da diese bei Rentenbeginn 
voll besteuert wird. 

Trotzdem: Ein direkter Vergleich der 
beiden Größen erscheint schwierig. 
So ist etwa ein Grund, warum die 
Pension im Schnitt deutlich höher 
ausfällt: Sie deckt gleich zwei der 
drei Säulen der deutschen Alterssi-
cherung ab.

Während die gesetzliche Rente nur 
die Regelsicherung umfasst (erste 
Säule), deckt die Beamtenversor-
gung außerdem noch die Zusatz-
sicherung ab (zweite Säule). Denn 
eine betriebliche oder sonstige 
Zusatzversorgung, wie es sie bei 
Arbeitnehmern gibt, existiert für 
Beamte nicht.

Diese Behauptung erklärt aber nicht 
den großen Unterschied zwischen 
Rente (48 %) und Pension (71%). Al-
lerdings hat auch längst nicht jeder 
klassische Angestellte die Möglich-
keit, eine betriebliche Altersvorsor-
ge zu nutzen. Und wenn doch, lohnt 
diese sich nicht immer. Für die dritte 
Säule, die private Vorsorge, sind so-
wohl Arbeitnehmer als auch Beamte 
selbst verantwortlich.

Durchschnittsrente 
automatisch gedeckelt

Die gesetzliche Rente fällt auch des-
halb im Schnitt geringer aus, weil 
in die Statistik viele „kleine Renten“ 
einlaufen, die zum Beispiel entste-
hen, weil Versicherte als Mini-Jobber 
tätig waren oder wegen des Wech-
sels in ein anderes Versorgungssys-
tem nur wenige Jahre in die gesetz-
liche Rentenversicherung eingezahlt 
haben.

Die Pensionen entstehen hingegen, 
weil die Beschäftigten ihr gesamtes 
Erwerbsleben Beamte waren – oder 
zumindest den überwiegenden Teil 
davon. Zudem ergibt sich die Höhe 
der Pensionen – anders als bei der 
gesetzlichen Rente – nur aus den 
Bruttogehältern der letzten zwei 
Jahre vor dem Ruhestand, wo die 
Gehälter in der Regel am höchsten 
sind. Beiträge müssen Beamte dafür 
vorher nicht zahlen. Stattdessen ist 
die Höhe des Ruhegelds abhängig 
von den Dienstjahren. 

Beamte erhalten als Pension ma-
ximal 71,75 Prozent ihres Brutto-
gehalts, das sie während der zwei 
Jahre vor dem Ruhestand bezogen 
haben. Der genaue Satz ist abhän-
gig von der geleisteten Dienstzeit – 
pro Jahr erhöht er sich um rund 1,79 
Prozent. Um den maximalen Satz 
zu bekommen, müssen sie 40 Jahre 
Dienstzeit erreichen.

Im Gegensatz zu vielen Rentnern 
leben Pensionäre vergleichsweise 
entspannt. Wir erklären, warum die 
Bezüge höher sind als bei der gesetz-
lichen Rente. Bei der gesetzlichen 
Rente gilt hingegen das sogenannte 
Äquivalenzprinzip. Das meint, dass 
Ihre Bezüge höher ausfallen, je mehr 
und länger sie Beiträge entrichtet 
haben – oder eben andersherum.
Klassische Angestellte zahlen au-
ßerdem nur bis zu einer bestimmten 
Höhe ihres Einkommens überhaupt 
Beiträge in die Rentenversicherung. 
Welche Beitragsbemessungsgrenze 



Seite 15

aktuell gilt, können Sie hier nachle-
sen. Diese deckelt also automatisch 
die Durchschnittsrenten. Tendenzi-
ell höhere Altersbezüge bestimmter 
leitender Angestellter wie etwa von 
Ärzten oder Rechtsanwälten werden 
zudem in der Regel ausgeklammert, 
weil sie ihre Rente über eigene Ver-
sorgungswerke beziehen.

Pensionäre haben zu-
sätzliche Ausgaben

Beamte müssen von ihren Pensionen 
zudem eine private Kranken- und 
Pflegeversicherung abschließen, 
weil Krankheits- und Pflegekosten 
nur zu einem Teil vom Staat über-
nommen werden. Von den Bezügen 
geht also noch ein größerer Teil ab, 
der mit dem Alter in der Regel im-
mer weiter steigt.

Alternativ können sie sich freiwillig 
gesetzlich versichern, wenn sie wäh-
rend der zweiten Hälfte ihres Berufs-
lebens weniger als 90 Prozent in der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert waren. Dabei richtet sich 
der Beitrag – wie für freiwillig Ver-
sicherte Erwerbstätige – nach ihrem 
monatlichen Gesamteinkommen.
• Privat versichert: Was hilft ge-

gen steigende PKV-Beiträge im 
Alter?

• Im Alter oft teurer: Sind private 
Krankenversicherungen die bes-
sere Wahl?

Ein weiterer Unterschied zwischen 
Pension und Rente war lange Zeit 
die Steuerpflicht. So mussten Pen-
sionäre ihre Bezüge schon immer 
voll versteuern (mehr dazu unten), 
während das für gesetzliche Ren-
ten erst seit 2005 schrittweise gilt. 
Der Bundesfinanzhof prüft derzeit, 
ob diese Rentenbesteuerung über-
haupt rechtens ist.

Wie hoch ist die Beam-
tenpension?

Beamte erhalten als Pension maxi-
mal 71,75 Prozent ihres Bruttoge-
halts, das sie während der zwei Jahre 
vor dem Ruhestand bezogen haben. 

Der genaue Satz ist abhängig von 
der geleisteten Dienstzeit – pro Jahr 
erhöht er sich um rund 1,79 Prozent. 
Um den maximalen Satz zu bekom-
men, müssen sie 40 Jahre Dienstzeit 
erreichen. Laut Versorgungsbericht 
der Bundesregierung lag der durch-
schnittliche Ruhegehaltssatz zum 
Stichtag 1. Januar 2019 bei 66,4 Pro-
zent. 

In absoluten Zahlen bedeutet das: 
Bundesbeamte und Richter im un-
mittelbaren Bundesbereich erhiel-
ten im Schnitt eine Pension von 
3.150 Euro, wobei Männer durch-
schnittlich 3.300 Euro bekamen, 
Frauen 2.770 Euro. Spitzenbeamte 
des Bundes kamen auf durchschnitt-
lich 4.820 Euro.

Je nach Beschäftigungsbereich und 
Qualifikation weichen die Höhen 
der Ruhegehälter aber stark vonein-
ander ab. So arbeiteten dem Alters-
sicherungsbericht 2020 der Bundes-
regierung zufolge bei den Ländern 
rund 90 Prozent der Ruhestandsbe-
amten im gehobenen und höheren 
Dienst, beim Bund 52 Prozent, bei 
den Gemeinden 79 Prozent, in den 
Postnachfolgeunternehmen hin-
gegen nur 17 Prozent. Beim Bundes-
eisenbahnvermögen waren es 18 
Prozent.

Die durchschnittliche überwiesene 
gesetzliche Rente liegt im Schnitt 
bei 982 Euro im Monat, wie aus 
einer Antwort des Sozialministe-

Abbildung 1: Durchschnittliche Bruttomonatsruhegehälter für Versorgungsemp-
fänger ab 65 Jahren im Januar 2019; Quelle: eigene Darstellung

riums auf eine Anfrage der Links-
fraktion hervorgeht. Allerdings gibt 
es verschiedene Gründe, warum ein 
Vergleich zwischen Pensionen und 
gesetzlichen Renten schwierig ist 
(siehe oben).

Wie wird die Beamten-
pension finanziert?

Im Gegensatz zur beitragsfinanzier-
ten gesetzlichen Rente werden Be-
amtenpensionen in der Regel aus 
den Haushalten des Bundes und der 
Länder bezahlt – also aus Steuermit-
teln. Seit 1999 baut der Bund eine 
Versorgungsrücklage auf, indem er 
0,2 Prozent von jeder Erhöhung der 
Bezüge einbehält. Außerdem betei-
ligen sich das Bundeseisenbahnver-
mögen und die Postbeamtenversor-
gungskasse an den Rücklagen.

Die Rücklage soll ab 2032 zur Finan-
zierung eingesetzt werden und den 
Bundeshaushalt entlasten. Zusätz-
lich gibt es für Bundesbeamte, die 
nach dem 31. Dezember 2006 neu 
eingestellt wurden, den „Versor-
gungsfonds des Bundes“. Seit 2008 
finanziert bereits der „Versorgungs-
fonds der Bundesagentur für Arbeit“ 
einen Teil der Ausgaben dieser Be-
hörde.

Laut dem Siebten Versorgungsbe-
richt der Bundesregierung hatte der 
Bund 2019 Versorgungsausgaben 
von rund 6,4 Milliarden Euro für 
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Beamte, Richter und Berufssoldaten 
im Ruhestand – inklusive der Hinter-
bliebenenversorgung.

Wie wird die Beamten-
pension versteuert?

Pensionen müssen Sie grundsätz-
lich in voller Höhe als Einkünfte aus 
nicht-selbstständiger Arbeit ver-
steuern. Treten Sie in den Ruhestand 
ein, ändert sich steuerlich also nicht 
viel für Sie: Ihr ehemaliger Arbeit-
geber behält weiter jeden Monat 
Lohnsteuer ein und in der Steuerer-
klärung tragen Sie statt des Gehalts 
nun das Ruhegehalt in der Anlage N 
ein.

Ein Vorteil der Pension ist allerdings, 
dass das Ruhegehalt – anders als 
das normale Gehalt – zu den Ver-
sorgungsbezügen zählt. Das heißt, 
die Steuerlast sinkt ein wenig, weil 
Sie den Versorgungsfreibetrag und 
einen Zuschlag zu diesem Freibetrag 
geltend machen können. Der Steu-
erfreibetrag für Pensionen wird seit 
2005 allerdings stetig verringert, so-
dass Sie ab 2040 gar keine Freibeträ-
ge mehr geltend machen können.

Wie sind Pensionäre 
krankenversichert?

Beamte sind nicht gesetzlich kran-
kenversichert, sondern erhalten 

sogenannte Beihilfen. Damit wer-
den notwendige und angemessene 
Krankheitskosten anteilig erstattet. 
Um die restlichen Kosten decken 
zu können, müssen Beamte selbst 
vorsorgen – indem sie eine private 
Kranken- und Pflegeversicherung 
abschließen.

Da die Beiträge dafür nicht vom Ein-
kommen abhängen, sondern davon, 
wie hoch das Risiko einer Erkran-
kung ist, steigen die Kosten dafür 
mit dem Alter oft deutlich. Das min-
dert die Netto-Versorgungsbezüge.
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Na?! Denk mal nach

von Helmut Aichele

Rosa Luxemburg (1871 -1919) war 
eine einflussreiche Vertreterin der 
europäischen Arbeiterbewegung. 
Ursprünglich in der Sozialdemokra-
tie bekämpfte sie in ihren Schriften 
Nationalismus, Opportunismus und 
Revisionismus. 1919 war sie Mit-
begründerin der DKP der Weimarer 
Republik.

Ulrike Marie Meinhof (1934-1976) 
war in der Bewegung „Kampf dem 
Atomtod“ engagiert, die ihrerseits 
wiederum1980 die Gruppe für den 
„Krefelder Appel“ bildete, einem der 
wichtigsten Appelle der aufkom-
menden Friedensbewegung der BRD 
im Zusammenhang mit dem dama-
ligen „ NATO-Doppelbeschluss“.

Petra Karin Kelly (* 29. November 
1947 als Petra Karin Lehmann in 
Günzburg; † vermutlich 1. Oktober 
1992 in Bonn) war eine deutsche Po-
litikerin (Die Grünen) und interna-
tional bekannte Friedens-, Umwelt- 
und Menschenrechtsaktivistin. Sie 
war Gründungsmitglied der Partei 
Die Grünen und von 1983 bis 1990 
Abgeordnete im Deutschen Bundes-
tag. (wikipedia)
Das war der Anfang der Grünen als 
Friedenspartei.

Nach den 3 Anmerkungen zum 
Nachdenken, noch einen Satz für 
unseren Empfang zum Internationa-
len Frauentag am 9. März 2024 mit 
Katarina Barley.

Der Satz stammt aus einem Artikel 
von Helmut Kohl aus BILD, nach sei-
nem Ausscheiden als Ministerpräsi-
dent 1998, als einer der letzten Poli-
tiker der noch den 2.Weltkrieg erlebt 
hat:
Wer sich gerade etwa jetzt in der 
Krise fragt, was die Einigung Euro-
pas eigentlich bringt, dem ist, trotz 
einer für Europa bisher einmaligen, 
über 65 Jahre währenden Friedens-
periode und trotz mancher Proble-
me und Schwierigkeiten, die es noch 
zu lösen und bewältigen gilt, zu ant-
worten: Frieden

Den Beitrag zu Frieden in Europa fin-
det ihr in dem Buch von Tim Marshall 
„Die Macht der Geographie“  auf 
S.138

Jahreshauptversammlung
Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich zur

Jahreshauptversammlung 
am 14. März 2024, um 20 Uhr, beim Turnerbund, 

Spardorfer Str. 79, 91054 Erlangen, ein.

Als Tagesordnung schlagen wir Euch vor:

1. Aktuelles und Begrüßung der Neumitglieder
2. 10 Jahre Florian Janik als OB – 10 Jahre SPD in der Stadtregierung
3. Vorstellung des Rechenschaftsberichts
4. Vorstellung des frauenpolitischen Berichts
5. Vorstellung des Kassenberichts
6. Aussprache
7. Anträge
8. Sonstiges

Wir freuen uns auf Eure Teilnahme.

 Munib Agha     Sandra Radue
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Politik in der Zwickmühle der Höhe der Zeit?

von Harry Schreyer

Heinrich Böll hat Mitte der fünfziger 
Jahre eine wunderschöne Satire auf 
die Arbeitswelt in der aufbrechen-
den jungen Demokratie der Bundes-
republik Deutschland geschrieben. 
„Es muss etwas geschehen“. Das 
war der Gruß des Geschäftsfüh-
rers und Inhabers einer Firma, Herr 
Wunsiedel, auf den die Angestellten 
antworten mussten: „Es wird etwas 
geschehen“. Was geschehen muss-
te war so unklar wie was die Firma 
überhaupt produzierte. Als dann 
tatsächlich etwas geschah war es 
der Tod von Herrn Wunsiedel.

Über meine frühere Tätigkeit als 
Gewerkschaftssekretär der IG Me-
tall kursiert die folgende Anekdote: 
Ein Gewerkschaftssekretär steigt in 
ein Taxi und antwortet auf die Fra-
ge, wohin es gehen soll: Fahren Sie 
mich irgendwohin, ich werde überall 
gebraucht. „Wir werden gebraucht“, 
das geht aus einer Pressemitteilung 
vom 04.11.2023 nach dem kleinen 
Parteitag der Bayern-SPD hervor. 
Florian von Brunn meint, sozialde-
mokratische Politik sei wichtiger 
denn je. Angesichts des fatalen 
Wahlergebnisses könnten Zweifel 
am Gebraucht-werden aufkommen, 
also legt die bayerische Spitzenkan-
didatin Maria Noichl für die Europa-
wahl zwei Tage später nach: „Wir 
werden wirklich gebraucht“ und sie 
versucht auch gleich, das mit einem 
Vierzehnpunktepapier zur Europa-
wahl zu belegen. Nach dem Bun-
desparteitag im Dezember folgt die 
Botschaft von Lars Klingbeil prompt: 
„Wir werden gebraucht“! (Vorwärts 
6/2023 S. 9)

Vor dem „wozu“ frage 
ich nach dem „wer“…

Beinahe gnadenlos legt Philipp Dees 
im Monatsspiegel vom November 
2023 den Finger in die Wunde: Es ist 
nicht gelungen Mitglieder für den 
Wahlkampf zu mobilisieren, also 

den Kreis der Unterstützer über die 
üblichen Verdächtigen hinaus zu 
erweitern. Seiner Schlussfolgerung 
(das ist nicht der Punkt, weil vorbei) 
will ich aber widersprechen. Das ist 
schon ein Punkt (unter anderen), 
denn dieser Wahlkampf ist wohl 
vorbei, aber die nächsten Wahl-
kämpfe stehen praktisch vor der Tür.
Die Fraktion der SPD im Bezirkstag 
veröffentlichte in einer Pressemit-
teilung nach der Konstituierung: 
„wir haben einen engagierten Wahl-
kampf geführt, wir hatten Erfolge 
vorzuweisen, wir hatten ein gutes 
Programm“. Das Wörtlein „Erfolge“ 
habe ich dann mehrfach gelesen. 
Soweit ich weiß, hat die SPD einen 
Sitz im Bezirkstag verloren und so-
mit frage ich: „wer ist wir?“ Die 
Wendung mit dem „engagiert“ ge-
führten Wahlkampf passt genau auf 
Philipps Analyse: Sophia hat einen 
engagierten Wahlkampf geführt – 
die anderen ebenfalls und darauf 
muss und darf man auch stolz sein! 
Wäre das anders würden noch die 
Wenigen, die Ämter übernehmen 
und diejenigen, welche sie unter-
stützen, wegbleiben und dann wür-
de in der Gesellschaft nichts mehr 
funktionieren.

Die Frage: wer ist wir in der SPD ist 
damit aber auch beantwortet: Es 
handelt sich um ein internes wir, das 
auf sich selbst oder auf die Gruppe 
reflektiert, also maximal die Ebene 
der Vorsitzenden, Vorstände und 
Mandatsträger oder Kandidaten 
umfasst. Wer von wir spricht, meint 
dann möglicherweise, ich werde ge-
braucht, oder eben wir, die wir uns 
zusammengefunden haben. Dabei 
gehe ich davon aus, dass dieses wir 
eine Vorstellung davon hat, was „so-
zialdemokratische Politik“ ist, die 
in Zeiten der Umbrüche gebraucht 
wird (so Philipp im Monatsspiegel 
November 2023 S. 11). Damit wer-
de aber ich als amtsloses Mitglied 
dieser Partei weder mitgenommen 
noch mobilisiert.

… das „Wir“ führt das 
Kommando

Kevin Kühnert, den ich sehr schätze, 
mailt „mir“ nach dem Bundespartei-
tag unter der Überschrift „wir ma-
chen Politik euretwegen“ ich solle 
jetzt mal die Rede von Olaf Scholz 
(auf dem Bundesparteitag) anhö-
ren und diese dann mit drei Leuten 
teilen. Ronja Endres mailt mir eben-
falls und verkündet ein dreifaches 
wir: das sich den Herausforderun-
gen stellt und Verantwortung über-
nimmt, das den Mut hat, schwierige 
Entscheidungen zu treffen und das 
anpackt. Fast scheint es, dieses wir 
identifiziere sich jetzt mit der SPD 
(das finde ich auch bei Kevin Küh-
nert), aber schon packt es sie wie-
der: „Unsere SPD“ hat einen Plan 
vorgelegt und der wird mit dem drei-
fachen (wiederholten) wir ein Erfolg 
werden – nur damit wir ( jetzt mal 
die Mitglieder) das nicht vergessen.
Die Botschaft: wir ist unschlagbar 
und übrigens wisst ihr eigentlich 
was wir für Euch tun? „Wir machen 
Fortschritt für Dich“ – der Titel von 
Fraktion intern Nr. 3 aus 2023.

Das Problem ist der  
aufgeklärte mündige  
Bürger

Eine andere Botschaft hat mich Mit-
te letzten Jahres voll getroffen: wir 
machen soziale Politik für Dich. Man 
hat mir gerade den Beitrag zur Pfle-
geversicherung erhöht, weil ich kei-
ne Kinder habe (übrigens habe ich 
auch keine Hunde). Auch wenn die-
se Entscheidung auf einer Entschei-
dung des Bundesverfassungsge-
richts beruht, halte ich sie für falsch, 
für mich persönlich nicht für sozial 
und verteilungspolitisch kontrapro-
duktiv, weil diese Art von Solidari-
tät auf Umverteilung in der Klasse 
der Sozialversicherungspflichtigen 
setzt, Ungleichheiten vergrößert 
und Spannungen in der Gesellschaft 
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verschärft. Ich will das gar nicht wei-
ter ausführen, aber darauf hinwei-
sen, dass die platten Slogans in einer 
differenzierten Welt im Umbruch 
nicht mehr treffend sind.

Zugegeben: Es beleidigt meine auf-
geklärte Intelligenz, wenn Men-
schen und seien es Menschen aus 
der Partei, der ich angehöre, mir 
sagen wollen, was „gut“ für mich 
ist. Denn das klingt in diesen Zeiten 
des Umbruchs schon ein wenig da-
nach wie „räsoniere soviel Du willst 
aber gehorche“ (Kant: Was ist Auf-
klärung). Was aber, wenn der auf-
geklärte Mensch nicht mehr gehor-
chen sondern gehört werden will?

Die Methoden der Betei-
ligung scheitern an der 
Zeit und an der Masse

Vielleicht sollen Online-Konfe-
renzen aus der Sicht des wir in der 
Parteizentrale eine Lösung sein. 
Sind es aber nicht. Ich habe an zwei 
Konferenzen teilgenommen. Die 
erste war eine Einladung der bei-
den Vorsitzenden vor dem Bundes-
parteitag und man sollte Fragen an 
die Vorsitzenden einreichen. Es gab 
mehr als 800 Fragen und eine be-
schränkte Zeit von dreißig Minuten. 
Zudem haben die Vorsitzenden kur-
ze Zeit vor der Konferenz verkündet, 
sie würden wieder für den Vorsitz 
in der SPD kandidieren, das Ganze 
also als eine Werbung für die eigene 
Positionierung verwendet. Das mag 
legitim sein, ist bei mir aber so ange-
kommen, als wollten sie mich für ihr 
wir benutzen. Eine ähnliche Veran-
staltung mit dem Verteidigungsmi-
nister Pistorius mit mehr als 1.000 
Fragen war zwar für eine Stunde 
angesetzt, konnte oder sollte aber 
ebenfalls nicht für die wesentliche 
Frage, nämlich, die angekündigte 
Militarisierung der Gesellschaft, ge-
nutzt werden. Man kann halt nur ca. 
15 oder 20 Fragen beantworten, die 
von einer Moderatorin ausgewählt 
werden (im Übrigen sind die Fragen 
und die Chats während der Veran-

staltung nicht geeignet, herauszu-
finden, was nun sozialdemokrati-
sche Politik sein könnte).

Schon Maria Noichl hat in ihrer 
Pressemitteilung erwähnt, wir hät-
ten keine Zeit, weil die Europawahl 
bevorstehe. Für mich die Botschaft: 
Diskutiert nicht, vertraut einfach auf 
das Wir. Katarina Barley hat zu einer 
Onlinekonferenz am 16.01.2023 
eingeladen. Die Mitglieder sollen 
Fragen zum Wahlprogramm für 
die Europawahl stellen, das aber 
erst am 15.01.2023 vom Vorstand 
(wir) verabschiedet wurde. Ich gehe 
nun mal davon aus, dass die meis-
ten potentiellen Fragesteller am 
16.01.2023 arbeitstätig waren und 
keine Zeit hatten, das versprochene 
Programm zu lesen und dann qua-
lifiziert Fragen zu stellen. Ich selbst 
bin nicht berufstätig und habe bis 
zum Beginn der Konferenz keinen 
Beschluss des Parteivorstandes zu-
gesandt bekommen – obwohl das 
in den Fragen an Katarina verspro-
chen worden war. Erhalten habe ich 
Schlagworte ohne Inhalte.

Was ist Erfolg …

Ich stelle nochmal die Frage nach 
dem „Erfolg“. Wer sich im Wahl-
kampf abgemüht hat und dann er-
folgreich z. B. in den Bezirkstag ge-
langt ist, kann schon der Meinung 
sein, das sei ein Erfolg gewesen, 
und: wir waren doch besser als der 
Durchschnitt in Bayern. Dennoch 
hat die SPD einen Sitz verloren. Die 
Bayern-SPD hat verloren und ist 
wieder kleiner im einstelligen Be-
reich gelandet und der Vorsitzende 
erklärt uns, die Bayern haben nicht 
soviel verloren wie die Hessen. Wa-
ren die Bayern also erfolgreicher als 
die Hessen? Übrigens lese ich heute 
(18.01.2023) im Bayerntrend, dass 
die Bayern-SPD nochmal um 1,4 Pro-
zentpunkte auf 7 % absackt, irgend-
wo in Sachsen-Anhalt soll sie sogar 
bei unterirdischen 3 % stehen (EN 
03.01.2023 S. 4 „Bangen vor dem 
Höhenflug“).

… und wie geht oder was 
ist Politik – eine Zwick-
mühle

Wenn Politik das berühmte Boh-
ren dicker Bretter (Max Weber) sein 
soll, dann fürchte ich, wird in einer 
Zeit, die keine Zeit mehr hat (s. o.), 
jede Politik scheitern. Vielleicht ist 
die Entscheidung über die Einspar-
möglichkeiten im Bundeshaushalt 
ein Beispiel dafür. Das Dreigestirn 
aus Scholz, Habeck, Linder (ein ex-
klusives wir) glaubte aus der Haus-
haltskrise herauszukommen. Dabei 
haben sie alle Regeln kluger demo-
kratischer Politik missachtet, näm-
lich die Vorbereitung und Einbin-
dung der beteiligten Akteure. Die 
Reaktion der betroffenen Landwirte 
war heftig und nicht nur das Dreige-
stirn ist zurückgerudert, auch Mar-
tina Stamm-Fibich hat sich schnell 
der Sache der Bauern angenommen 
(EN 04.01.2024 S. 25 „Stamm-Fibich 
wendet sich gegen die Pläne der 
Ampel“), beide vielleicht zu schnell. 
Aber man kann auch zugestehen, 
dass die Drei schlicht keine Zeit hat-
ten, politisch klug und korrekt vor-
zugehen.

Mich hat zusätzlich die KMV im 
Dezember 2023 nachdenklich ge-
macht. „Abgehoben“ sei und „kei-
ne Ahnung“ habe die Fraktion von 
Bündnis 90/die Grünen im Bundes-
tag. So die Äußerung von Martina 
Stamm-Fibich auf meine Frage, wa-
rum die SPD (Fraktion) das derzeit 
gängige „Grünenbashing“ ohne 
Gegenrede zulässt. Assistiert hat 
aus dem Stadtrat Philipp Dees: Der 
Entwurf der Kindergrundsicherung 
mit den Belastungen der Kommu-
ne, die daraus erwachsen, seien ein 
typisches Beispiel dafür. In der glei-
chen Versammlung wäre beinahe 
ein in meinen Augen sinnvoller An-
trag dreier Mitglieder zur Besteue-
rung von Einwegverpackungen ab-
gelehnt worden. Er ging dann mit 
Änderungen durch. Die Begründung 
war, das sei nach einer Vereinbarung 
mit der CSU nicht durchzusetzen. 
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Was ich zu der Zeit nicht wusste, 
dass eine Bürgerversammlung der 
Innenstadt einen in der Zielrichtung 
gleichen Antrag an die Stadt gestellt 
hatte und trotz großer Bedenken 
aus der Verwaltung daran festhielt 
(EN 24.11.2023 S.27 „Umwelt und 
Verkehr im Fokus“). Die Zwickmühle 
der Politik: Da sind Menschen guten 
Willens, die in die richtige Richtung 
denken und sie werden dennoch aus 
verschiedenen Gründen (politische 
Konstellationen, evtl. vorhandene 
wissenschaftliche Erkenntnisse) 
„ausgebremst“. Bessere Erklärun-
gen, wie häufig gefordert, wird da-
ran nichts ändern.
Über den Tellerrand zu den Grünen 
in Bayern geschaut: Fast wortgleich 
wie die SPD haben diese das Wahler-
gebnis in Bayern für die Grünen be-
wertet. Man sei mit seinen Themen 
nicht durchgekommen, der Gegen-
wind war überraschend groß und sei 
in dieser Heftigkeit so nicht erwartet 
worden, und da war ja noch die Bun-
despolitik (schuld) (EN 03.01.2024 

S.2 „Bloß noch Stadtpartei?“). So 
weit liegen also die Führungsriegen 
beider Parteien nicht auseinander. 
Auch die Grünen haben im Bayern-
trend nochmal an Zustimmung ver-
loren. Nach dpa (EN 06.11.2023) gilt 
die Bayern-SPD übrigens ebenfalls 
als „abgehoben“ und „verkopft“.

Zuletzt in eigener Sache

Was ist sozialdemokratische Politik? 
Ich habe noch keine Antwort erhal-
ten – nicht aus dem Bundespartei-
tag, schon gar nicht in drei Sätzen …
Ich will mit diesem Beitrag keinen 
Keil zwischen Amtsträger, Funktio-
näre und (Mitglieder) Basis treiben 
oder einen solchen künstlich herbei-
reden. Meine Intension war, nachzu-
forschen, wie sich Dinge ändern, so 
wie es von den Parteivorsitzenden 
nach der Wahl angekündigt war. 
Ich habe die Änderung nicht gese-
hen oder ich habe sie übersehen. 
Maßnahmen zur Mobilisierung von 
Mitgliedern für die kommenden 

Wahlkämpfe wurden auf keiner mir 
bekannten Ebene diskutiert. Das 
Projekt „Organising“ zur Mitglie-
dergewinnung wird daran nichts 
ändern. Ich sehe schon, dass Kevin 
Kühnert mich (nochmal) auffor-
dern wird, jetzt drei Mitglieder für 
die SPD zu gewinnen. Aber er wird 
mir nicht sagen, mit welcher Politik 
ich das machen soll. Während des 
Schreibens ist mir die Idee mit er 
Zwickmühle der Politik gekommen. 
Das erklärt manches und schließt 
aus, dass die einen die „Guten“ und 
die anderen diejenigen sind, die es 
nicht können. Vielleicht kommt es 
aber schon darauf an, dass jede Sei-
te des „Wir“, wir da unten und wir da 
oben – oder besser: wir Internen und 
wir, die wir außen vor sind, mal das 
Recht- und Rechtehaben weglassen 
und zu fragen beginnen. Z. B. was ist 
sozialdemokratische Politik in den 
Wirren der Umbrüche, die wir alle ja 
nicht einfach mehr loskriegen. Ger-
ne in drei Sätzen.

Girokonten  
für die ganze Familie

sparkasse-erlangen.de/giro

Für jeden Kunden genau das richtige Girokonto! 
 

direkt GIRO: Ideal für Kunden, die ihr Girokonto online oder via App führen 

möchten.  

classic GIRO: Orientiert sich vollständig an Ihren Bedürfnissen.  

mein GIRO: Kostenloses Girokonto für Kinder und junge Leute bis zum 

27. Geburtstag¹. 
 

Jetzt neu – exklusiv nur bei Ihrer Sparkasse:  

Die Sparkassen-Card DMC (Debit Mastercard) 

Genießen Sie alle Funktionen der Sparkassen-Card kombiniert mit Online-

Bezahlfunktion und weltweiter Bargeldauszahlung. 
 
¹ Kostenlos für Schüler, Auszubildende und Studierende bis max. zum 27. Geburtstag. Stand 02/2022
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Aufgespiesst

von Monika Fath-Kelling

Das Letzte:

...Nawalny wird Namensgeber für 
EU-Sanktionen. Das EU-Sanktions-
instrument zur Bestrafung von 
schweren Menschenrechtsverstö-
ßen soll nach dem gestorbenen 
russischen Oppositionsführer Ale-
xej Nawalny benannt werden. Für 
Nawalnys Tod sei Kremlchef Putin 
„letztlich“ verantwortlich, erklärten 
die EU-Außenminister. Die Umbe-
nennung werde ein Weg sein, das 
Andenken an den Kremlkritiker auf-
rechtzuerhalten. Das Sanktionsre-
gime soll künftig „weltweite Nawal-
ny-Sanktionsregelung im Bereich 
der Menschenrechte“ heißen. Bisher 
trug es den Namen des russischen 
Wirtschaftsprüfers Magnitsky – ge-

nau wie der „Magnitsky Act“ in den 
USA, dem das EU-Regime nachemp-
funden wurde... (lostinEU)

Das Allerletzte: 

Es unseren Politikern nicht einmal 
ansatzweise in den Sinn kommt, 
dass solch eine „Geste zum dauer-
haften Gedenken“ an den „helden-
haften Kremlkritiker“, realiter auch 
ein menschenverachtender Rassist, 
ihnen bleischwer auf die Füße fällt, 
sobald Julian Assange seinen Haft-
bedingungen in Belmarsh oder, 
nach Auslieferung an die USA, dort 
in einem Staatsgefängnis „erliegt“. 
(Nawalny verweigerte es bis zu-
letzt, sich von Videos in seinem Blog 
zu distanzieren, in denen er z.B. 

tschtschenische Muslime als Kaker-
laken verunglimpft und „bekämpft“)

(Quelle: https://www.mopo.de/
news/politik-wirtschaft/rassistisch-
rechtsradikal-homophob-nawalny-
die-dunklen-seiten-des-kremlkriti-
kers-37373234/)

Und alles nur, um dem „Teufel aus 
Moskau“ Putin mit Schaum vorm 
Mund ein weiteres Mal vors Schien-
bein treten zu können.
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Aus DEn distrikten und Arbeitsgemeinschaften

Distrikt Tennenlohe

Vorsitzender
Rolf Schowalter
RolfSchowalter@t-online.de

Protokoll der Distriktversammlung 
vom 14.02.2024  im Distrikt Ten-
nenlohe

In unserer Sitzung mitten in den Fa-
schingsferien mit leicht reduzierter 
Teilnehmer*innenzahl haben wir 
uns mit dem Thema Ratsentscheid 
zur StUB befasst und nach den Ak-
tionsmöglichkeiten gefragt.

TOP 1: Argumente der StUB-Gegner
Da wir uns mit den Argumenten der 
StUB-Gegner auseinandersetzen 
müssen, wurden einige dieser Argu-
mente erörtert:
1.  Autonomes Fahren: in eini-
gen Jahren wird autonomes Fahren 
sicherlich üblich sein, evtl. auch in 
Bedarf-Taxi-Form. Bis dahin ist aller-
dings noch ein weiter Weg und die 
Massen, die der ÖPNV transportiert, 
können nicht dadurch aufgefangen 
werden. Auch autonom fahren-
de Fahrzeuge benutzen zudem die 
Straßen mit allen Nachteilen. Die 
Straßenbahn wird, wie in manchen 
U-Bahnen bereits jetzt realisiert, si-
cherlich auch auf fahrerloses Fahren 
umgestellt werden. Aber bei Stra-
ßenbahnen ist es ungleich kompli-
zierter als bei U-Bahnen. 
2.  Anbindung an den Flugha-
fen: Die Idee einer Weiterführung 
der U-Bahn vom Flughafen über 
Land nach Erlangen wird eine Ab-
sage erteilt, die Stadt Nürnberg hat 
die Weichen schon anders gestellt 
durch Weiterführung der Linie 4 bis 
Wegfeld. Außerdem: dem Wunsch 
nach Anbindung Tennenlohes an 
den Flughafen wird mit der Neu-
Konzeption der Buslinien Rechnung 
getragen, siehe dazu weiter unten 
unter TOP 2. 
3. Flexibilität: auch ein Stan-
dard-Argument der Gegner: Busse 
seien flexibler einsetzbar. Das ist 
richtig. Aber sie können nicht die Ka-
pazitäten bereitstellen, wie es eine 
Straßenbahn kann. Die Straßenbahn 
bietet außerdem besseren Fahrkom-
fort und ist schneller, da weitge-
hend auf eigenem Gleiskörper, und 
vorfahrtsberechtigt, wenn auf der 
Straße geführt. Außerdem soll die 
Straßenbahn nur die Hauptachse 
der Mobilität darstellen, darum he-

rum wird das Bussystem völlig neu 
konzipiert. s.u.
4. Unterhalts- und Betriebs-
kosten: da die Straßenbahn ledig-
lich eine Verlängerung der Nürnber-
ger Straßenbahn darstellt, können 
sämtliche Wartungskosten durch 
Nürnberg mit den dort vorhandenen 
Kapazitäten übernommen werden. 
5. Betriebsdauer: eine Stra-
ßenbahn hat eine erheblich längere 
Betriebsdauer (ca. 40 Jahre) als ein 
Bussystem (20 Jahre), was sich wie-
derum in den Betriebskosten nieder-
schlägt. 

TOP 2: Vorteile für Tennenlohe 
durch das neue Bussystem
Die Vorteile des neu konzipierten 
Bussystems sind bisher noch nicht 
in die allgemeine Diskussion einge-
gangen. Für Tennenlohe selbst erge-
ben sich zwei gravierende Vorteile 
durch die Neukonzeption des Bus-
systems:
1. Die Linie 20, die durch Ten-
nenlohe fährt und bisher am Weg-
feld endete, wird weitergeführt 
über den Flughafen bis zum Nord-
ostbahnhof, übernimmt also einen 
Teil der Linie 30, die nicht durch Ten-
nenlohe gefahren ist. Damit ist Ten-
nenlohe direkt an den Flughafen an-
gebunden. Zur StUB-Haltestelle in 
Tennenlohe (von Böhmlach, Vogel-
herd, Haselhofstraße, Lachnerstraße 
etc) kommt man, wenn man nicht 
gut bei Fuß ist, mit der neuen Linie 
284, die weitgehend die Linie 290 
übernimmt, aber in Bruck anders 
fährt.
2. Und zwar fährt sie in Bruck 
den Brucker Bahnhof direkt an, d.h. 
Tennenlohe wird somit an einen S-
Bahn-Halt direkt angebunden. Die 
284 fährt dann weiter durch die 
Koldestraße zur Regnitzstadt und 
zu den Arcaden. Die Erreichbarkeit 
des S-Bahn-Halts Eltersdorf von Ten-
nenlohe aus wird durch Ausbau des 
Rad- und Fußwegs erleichtert. 

Weitere Veränderungen:
1. Will man zum Roncalli-Stift 
(bisher Linie 290), so kann man jetzt 
mit der StUB bis zur Haltestelle Frey-
esleben-Straße (=Hammerbacher 
Straße) fahren, ggf. mit der 284 nach 
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Bruck, dort einmal umsteigen.  
2. Theater, Museum, Uni-Kli-
nik. Waldkrankenhaus: bisher mit 
der Linie 290 direkt erreichbar: hier 
müsste man von der Tennenloher 
284 in Bruck in die neue 290 oder 
von der StUB bei den Arcaden in die 
290 umsteigen. Dies ist der einzige 
Nachteil. 

TOP 3: Veränderungen in der Stadt
1. Weitere städtische Vorteile: 
durch die Nutzung der Wöhrmühl-
brücke können viele Buslinien vom 
Westen (auch von Dechsendorf) 
schneller zum Bahnhof, dadurch 
wird die Goethe-Straße um ca. 40% 
des Busverkehrs entlastet. Alle Vor-
orte (bis auf Eltersdorf) haben Vor-
teile durch das neue Bussystem. 
Damit müssten sich eigentlich die 
einzelnen Distrikte befassen an-
hand der Präsentation auf dem 13. 
Dialog-Forum vom 27.06.2023.
2. Die Henke-Straße wird vom 
Durchgangsverkehr entlastet, der 
Arcaden-Vorplatz Teil der Fußgän-
gerzone und erhält neue Aufent-
haltsqualität.
3. Der Hugenottenplatz ist kein 
Busknotenpunkt mehr und kann 
umgestaltet werden. 
4. Es entsteht eine neue äuße-
re Busringlinie 280: Martin-Luther-
Platz, Alterlangen, Neumühle, Sie-
mens-Campus-Mitte, Roncalli-Stift, 
Erlangen-Süd, Tech.Fak, Markus-
Kirche, Sieglitzhof, Martin-Luther-
Platz (Dialog-Forum vom 27.06.23, 
Arbeitsphase: damals noch unvoll-
ständig) 

TOP 4: Aktionsmöglichkeiten
Ein Vertreter des Aktionsbündnisses 

„Wir-pro-StUB“ konnte anwesend 
sein: Marcus Bazant (Fraktionsvor-
sitzender der Grünen/Grüne Liste 
im Stadtrat). Mit ihm erörterten wir 
Aktions-Möglichkeiten:
• Leserbriefe. Mitglieder der 

Orts-/Stadtteilbeiräte müssen 
hier Umwege in Kauf nehmen 
und dürfen nicht unter eigenem 
Namen schreiben. 

• Diskussionen im Bekannten- 
und Freundeskreis

• Hausbesuche. 
• Info-Stände
• Verteil-Aktionen

Hausbesuche und Infostände kön-
nen wir in Tennenlohe realisieren, 
Verteilaktionen und Plakatierung 
sowieso, Die nächste Ausgabe des 
Tennenloher Boten (April 2024) soll 
die StUB zum Hauptthema machen. 
In unserem Schaukasten sind eini-
ge Persönlichkeiten, die sich für die 
StUB_ ausgesprochen haben, mit 
ihren Statements zu finden, auch 
Joachim Herrmann!! In der Ortsbei-
ratssitzung am 14.03. wird die StUB 
ein Hauptthema sein.  

In der Auseinandersetzung mit den 
Skeptikern u.a. sollte auf die über-
örtliche Bedeutung der StUB hinge-
wiesen werden für die Entwicklung 
des städtischen Raums, die Förde-
rung durch Bund und Land, die dem 
Großraum zugutekommt, und die 
Bedeutung für die Uni, für Siemens 
und die anderen Player. 

Rolf Schowalter
(in Vertretung des Schriftführers 
und der stellvertretenden Schrift-
führerin)

Liebe Genossinnen und Genossen, 
wir laden Euch herzlich ein zu unse-
rer Distriktversammlung 

am Mittwoch,  
06.03.2023, 19.30 Uhr,  

Gasthaus „Zum Schloss“,  
Schlossgasse 7 

 
Tagesordnung: 
1. Berichte 
2. Erweiterung der EU 

3. Zur Europawahl (Europäisches 
Parlament)

4. Spielstraße Lannersberg
5. Ideen zur Konzeption des neuen 

Tennenloher Boten
6. Verschiedenes

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Treffen im April: 
10.04.24, Gasthaus „Zum Schloss“, 
19.30 Uhr
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Distrikt West

Vorsitzende

Katrin Hurle
katrin9290@googlemail.com

Felizitas Traub-Eichhorn 
felizitas.traub-eichhorn@fen-net.de

Treffen des Distrikts West am 
24.01.2024 

„Vielfalt Indiens“ ist der Titel einer 
aktuellen Veranstaltungsreihe, 
in der sich unsere indischen Mit-
bürgerinnen und Mitbürger dieses 
Jahr vorstellen. Sie bilden mit circa 
4000 Menschen die größte Grup-
pe unter den in Erlangen lebenden 
Ausländern. Viele von ihnen woh-
nen im Stadtwesten, so auch Asok 
und Rakhee Mukherjee. Beide leben 
schon sehr lange in Deutschland, 
haben mittlerweile die deutsche 
Staatsbürgerschaft und engagieren 
sich ehrenamtlich. Asok kam schon 
1982 nach Erlangen, wo er als Di-
plomingenieur für Elektrotechnik 
bei Siemens arbeitete. Seine viel-
fältigen Erfahrungen mit beiden 

Kulturen gibt er nun als interkultu-
reller Trainer weiter. Während Asok 
über die momentane politische und 
auch wirtschaftliche Lage in Indien 
sprach, legte uns Rakhee ihre Sicht 
zur Situation der in Erlangen leben-
den Inderinnen und Inder dar, die 
eine insgesamt sehr heterogene 
Gruppe darstellen.

Aktuelles Thema aus unserem Dis-
trikt war der Busverkehr. So berich-
tete Lisa Rettelbach von der mo-
mentan guten Akzeptanz der neuen 
Buslinie über Kosbach, Steudach 
nach Frauenaurach. Dagegen wurde 
von einem Bürger Unmut über die 
geänderte Route der Linie 293 durch 
die Reuth geäußert.

Katrin Hurle

Liebe Genossinnen und Genossen, 

im März findet im Westen keine re-
guläre Distriktsitzung statt. Dafür 
haben wir eine öffentliche Veran-
staltung mit unserem Oberbürger-
meister Florian Janik unter dem 
Motto „Was gibt es neues im Stadt-
westen?“. Diese findet

Dienstag, den 05.03.2024, 
um 19 Uhr im Güthlein  
(Dorfstraße 14) statt. 

Bei dieser Veranstaltung werden 
aktuelle Themen aus unserem 
Distrikt, insbesondere natürlich 
die Stadtumlandbahn, zur Sprache 
kommen. Wir freuen uns, wenn 
neben hoffentlich vielen Interessier-
ten aus der Bevölkerung auch einige 
Genossinnen und Genossen vorbei-
schauen. 

Solidarische Grüße,
Katrin Hurle

Distrikt Eltersdorf

Vorsitzende

Christian Maurer

Christian Stiegler
stiegler.christian@gmx.de

Liebe Genossinnen und Genossen,

unsere erste Distriktsitzung seit länge-
rer Zeit  findet statt

am Mittwoch, den 06.03., 
um 20:00 Uhr in der  

Konrad-Haussner-Str. 20,  
in Eltersdorf.

Die vorgeschlagene Tagesordnung 
ist wiefolgt:

1. Allgemeines Kennenlernen
2. Neuwahl des Distrikt-Vorsit-

zenden
3. Wahlkampf: Europawahl und 

StUB-Ratsentscheid
4. Aktuelles aus dem Ortsbeirat
5. Sonstiges

Mit solidarischen Grüßen,
Christian
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Distrikt OST

Vorsitzender

Felix Klingert
felix.klingert@gmail.com

Liebe Genossinnen und Genossen,

hiermit möchten wir euch 

am Dienstag, den  
19.03., um 19 Uhr zu unse-
rer Distriktsitzung in den 
Brückenpaulus (Pizzeria 
Romano, Schronfeld 74, 
Nebenraum) einladen!

In dieser und der nächsten Sitzung 
wird das Thema Europa im Mittel-
punkt stehen. In der Märzsitzung 
wird uns Dieter von seiner Reise 

ins osteuropäische Modawien 
berichten. Ausgehend von dieser 
Einleitung möchten wir uns mit 
Bezug auf die Europa-Wahl mit aus-
gewählten Themen zur Osterwei-
terung, Kultur, Bildung und Jugend 
beschäftigen.

Wir freuen uns auf euer Kommen! 

Bitte meldet euch bei Fragen oder 
anderweitigen Anliegen per Mail: 
felix.klingert@gmail.com.

Solidarische Grüße,
Sandra, Simon und Felix

Distrikt Süd

Vorsitzender

Dr. Andreas Richter
Telefon: 09131-501479
E-Mail: andreas.m.j.richter@web.de

Liebe Genossinnen und Genossen

unsere nächste Distriktsitzung findet 
statt

am Mittwoch, den 20.03., 
um 20:00 Uhr im Biergarten 

Röthelheim, Am Röthel-
heim 40 c, in Erlangen.

1. Aktuelles aus dem  
Stadtteilbeirat

2. Aktuelles aus dem Stadtrat
3. Bürgerentscheid zur StUB
4. Sonstiges

Mit solidarischen Grüßen,
Andreas Richter
Vorsitzender

Jusos

Vorsitzende

Sophia Waldmann 
Chantal-Sophié Eidt
info@jusos-erlangen.de

Liebe Jusos, 

im März 2024 treffen wir uns

am Dienstag, den 12.03. 
und am 26.03.  

Beginn ist jeweils um  
19:30 Uhr im August-Bebel-

Haus (Friedrich-List- 
Straße 5 in Erlangen,  

Eingang unten über den 
Parkplatz).

Die Themen geben wir euch noch 
per E-Mail, auf Slack und Instagram 
bekannt. 

Wir freuen uns auch euch!

Euer Vorstand 
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AG 60+

Vorsitzende
Monika Fath-Kelling 
Telefon: 09131 897065 
kellingmo@nefkom.net

Protokoll der Sitzung vom 14. 
Februar 2024, 15 - 17 Uhr in der 
Thalermühle

• Monika begrüßt die Anwesen-
den. Es folgt die allgemeine 
Runde mit Berichten der Anwe-
senden, was es Neues gibt, oder 
was bedrückt. 

• Aktuelles: 
Wir sprechen über die neu-
este politische Entwicklung in 
Deutschland, dazu gehören 
insbesondere die Demonstra-
tionen gegen Rechts der letzten 
Wochen. Monika bezeichnet 
sie ein wenig provozierend als 
„betreutes Demonstrieren“, was 
kontrovers diskutiert wurde. 
Jedoch der mediale Aufreger 
und Aufhänger, das „Privattref-
fen“ von AfD-Leuten, aber auch 
Mitgliedern von „Mitte“partei-
en (CDU) in einem Potsdamer 
Hotel, wirkte auf alle etwas 
„sehr bemüht“, wenn man die 
zur gleichen Zeit erhobenen 
Forderungen der „Mitte“partei-
en, (auch unserer Partei!) zum 
Thema Migration/Abschiebun-
gen gegenüberstellt. Correktiv, 
das Medium, das den Stein ins 
Rollen brachte, ist ja gezwunge-
nermaßen und so still als mög-
lich, ein gutes Stück „zurückge-
rudert“ in seinen Vorwürfen.... 

• Weitere Themen waren der Uk-
raine-Krieg sowie der Krieg Is-
rael-Palästina, der in Gaza tobt. 
Uns beschäftigte besonders die 
Frage warum die Friedensver-
handlungen zwischen Russland 
und der Ukraine 2022, 4 Wo-
chen nach Beginn des Krieges, 
scheiterten, bzw. „gescheitert 
wurden2. Eine schlimme Fehl-
leistung des Westens, wenn 
USA und GB (Boris Johnson) 
tatsächlich auf den längerfris-
tigen Einstieg in diesen Krieg 
gedrungen haben. („Bessere 
Verhandlungsposition erkämp-
fen“). Spätestens ab hier trüge 
der Westen eine Mitschuld an 
diesem Krieg, der, neben den 

Hunderttausenden Toten auf 
Seiten beider offiziell kriegfüh-
renden Parteien, besonders für 
Europa in jeder Beziehung sehr 
nachteilig und gefährlich ist.
Was Gaza angeht, sind wir ent-
setzt über die völkerrechtswidri-
ge? unverhältnismäßige? Bruta-
lität der Konfliktführung Israels. 
Ist es noch legitime Selbstver-
teidigung was den Menschen 
derzeit in Gaza widerfährt, oder 
ein Auslöschen mit Ansage? Wir 
sind sehr besorgt und betroffen 
über die Vorgänge. 

• Monika berichtet im Hinblick 
eigenständige Außenpolitik 
Deutschlands oder auch Euro-
pas und deren Aufnahme/
Einschätzung in den USA von 
einem Essay des Politologen 
und Publizisten Hermann Plop-
pa. Wie der damalige Bundes-
kanzler 1972 kurz von seinem 
Rücktritt während einer USA-
Reise der Universität Harvard 
als Geschenk 150 Mio. DM (der 
deutschen Steuerzahler) ver-
machte, als Startkapital für 
einen Stiftungsfond – das sei 
„der Dank für den Marshall-
Plan und die Starthilfe der 
US-Amerikaner nach dem 2. 
Weltkrieg“ – mit dem Namen 
„German Marshall Funds“. Erst 
belächelt, dann aber in seiner 
„soft power“ erkannt wurden 
z.B. bis heute unter anderem die 
durch den Zusammenbruch des 
Warschauer Pakts und der Sow-
jetunion entstandenen neuen 
Länder mit Geldern aus diesem 
Funds „anschubfinanziert“, 
und entsprechend passend 
erscheinende Führungspersön-
lichkeiten ausgebildet und stark 
gefördert. Alle Bundeskanzler, 
auch Kohl und seine Nachfol-
ger, ließen größere Summen 
in den Fund einbringen. Be-
sonders interessant ist die 
diskrete „Entfernung aus dem 
Amt“ bei Bundeskanzlern, die 
dann während ihrer Amtszeit 
zu „eigenständig“ Außenpolitik 
betrieben, die nicht konform 
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mit den Vorstellungen der USA 
läuft. Nach Brandts „Rücktritt“ 
wollten die USA das nicht mehr 
dem Zufall überlassen und man 
traf die europäischen Außen-
minister zu einer außerordent-
lichen Versammlung in Schloss 
Gymnich im Rheinland am 20. 
und 21. April 1974. Als Ergebnis 
der „Unterredung“ kam die so 
genannte „Gymnicher Formel“ 
heraus. Die EG-Außenminister: 
„… einigten sich … darauf, dass 
künftig bei Themen, die von 
den USA als wichtig angesehen 
wurden, Konsultationen mit 
den USA unabwendbar sein 
würden.“ Was im Klartext die 
Verschriftlichung der Unterord-
nung unter das außenpolitische 
Kuratell der USA bedeutete. 
Monika schickt uns einen Link 
zur „Gymnicher Formel“. 

• Wir wollen uns vornehmen, im 
Laufe des 1.Halbjahrs 2024 eine 
Podiumsdiskussion zum The-
ma „Ist die Nato übermächtig“ 
zu veranstalten. Matin Baraki 
könnte Redner sein sowie/oder 
jemand vom Forum „Mehr De-
mokratie wagen“. Wir sondieren 
mit den anderen AG unseres 
Kreisverbands. 

• Manfred erinnert an eine KMV 
in den 80gern, in der der dama-
lige AK Frieden und Abrüstung 
des Antrags „Austritt aus der 
Nato“ stellte, Renate erinnert 

sich daran, diesen Antrag selbst 
auf der Schreibmaschine ge-
tippt zu haben. Manfred will 
versuchen, den Antrag zu 
finden. Er wurde damals (nach 
einigem Wirbel bis nach Bonn) 
durch die JUSOS abgelehnt. Das 
wäre doch ein interessantes 
„historisches Zeitdokument“ für 
den Monatsspiegel! 

• Monika weist auf die KMV am 
22.02.24 zum Thema „Frieden 
durch Städtepartnerschaften“ 
mit Tobias Ott, Referent für 
Städtepartnerschaften, hin und 
bittet um unsere rege Teilnah-
me. Der Referent hält ein Ein-
führungsreferat über den Wert 
von Städtepartnerschaften bei 
Krisen und Kriegen. 

• Filmvorführungen mit IGM und 
AG60+ 
Filme können z. Zt. bei der IGM 
nicht vorgeführt werden, da 
dort der Raum unbrauchbar 
wegen eines Schwelbrandes vor 
ein paar Wochen ist. Monika 
könnte uns jedoch versuchen 
den Film „Rabiye Kurnaz gegen 
George W. Bush“ zu besorgen, 
und wir ihn uns im Parteibüro, 
oder der VHS z.B. anschauen. 

• Nächster Termin: AG60+, Mitt-
woch, 13. März 2024, 15:00 Uhr, 
Erlangen, Thalermühle 

• Protokoll: Renate und Monika
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